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Verordnung der Landesregierung 
zur t1bertragung der Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

nach § 140 a Abs.3 Satz 2 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

STUITGART, den 18. September 1979 

des Gerichtsverfassungsgesetzes 
auf das Justizministerium 

Vom 18. September 1979 

Die Regierung des Landes Baden-Wütttemberg: 

SPÄm 
DR.HERZOG 

GLBICHAUF 

DR.ENGLBR 

DR.PALM 

DR. EYRICH 

DR. EBERLB WBISER GRIBSINOBR 

Auf Grund vo~ § 140a Abs.3 Satz 3 deS Gerichtsverfas· 
sungsgesetzes (GVG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Mai 1975 (BGBI. I S.1077) wird verordnet: 

AnoRNo MAYBR-VORFBLDER 

Verordnung des Innenministeriums 
zur Änderung der Landeswahlordnung 

§ 1 

Die in § 140a Abs.3 Satz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
enthaltene Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverördnun· 
gen wird auf das Justizministerium übertragen. 

Vom 18. September 1979 

Auf Grund von Artikel 52 des Gesetzes über die Landtags­
wahlen (Landtagswahlgesetz) in der Fassung vom 10.No­
vember1975 (GBI. S. 802) wird verordnet: 
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§ 1 

Die Verordnung des Innenministeriums'zur DUrchführung 
I . 

des Landtagswahlgesetzes vom 21.Januar 1964 (OBI. S.19), 

zuletzt geändert durch Verordnung vom 6.November 1975 

(GBl. S.794), whd wie folgt ge~dert: ',) . 
I , , 

1. § 4 Abs.2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

~) Die Vorsitzenden der WahlausschüsSe bestimri:ien Ort,' ;! 

Zeit und Gegenstand der Sitzungen und laden die Bei­

sitzer und die dem Ausschuß zur Verfügung stehenden 

Hilfskräfte zu den Sitzungen ein, soweit dies nicht bei 

den GemeindewahlausschüsSen und den Wah1bezirks~ 

VQrlag~ eiper schriftlicQen Vollmacht nachweisen, 
daß er dazu berechtigt ist,«. 

c} AbSatz3Satz 3:erhälHoigende Fassung: 

» Ein Wahlschein darf dem Antragsteller vorbehalt­
, lich Absatz 2 Satz'2 nur persönlich ausgehändigt, 

durch die Post übersandt oder amtlich überbracht 

.we~dl;IO~~(. 

d) In Absatz 7 werden die Worte »§ 12 Abs.1 und 2« 

durch die Worte» § 12 Abs.1, 2 und 6 « ersetzt. 

e} In Absatz 9 wird nach Satz.2 folgendes eingefügt: 
, , , , .' . \ 

ausschüssen durch das Bürgermeisteramt oder' bei den' ' »Der Wahlbriefumschlagist vor 'der Ausgabe durch 

Wahlausschüssen für die Briefwahl durch den, Kreis- "',' ;,; Freistempler o~~r B~iefp1arken freizumlj.chen, sofern 

wahlleiter geschieht; bei den Wahlbezirksl!usschü/isen " " ,J,1icht, an:zuJ;lehmen ist, daf}, ~~r, W~er d«n Walllbrief 
. und den Wahlausschüssen für die Briefwahl sind auch nicht durch Aufgabe bei der Post ~sehlfacheri Brief 

die stellvertretenden Beisitzer einzuladep,«. 

2. In§ 5 Abs.1wird das Wort ,» zehn« durch die Zahl »20« 

ersetzt. 

3. § 6Abs.l wird wie folgfgeändert: 

a} Sat~ 2 erhält folgende Fassung: 
.: l, 

» Spätest~ns am sech~ten Tage vor der Wahl haben sie 

den,Beginn und das Ende der Wilhlze~t, die Wahlbe-· 
zirke und die Lage der Wahlräume sowie die Art und 

, " . . , , 

Weise der. Stimmabgabe in der gleichen Weise. be-

k~t~umach~n; an~telie der Anführung der Wahlbe­

zirke mit ihrenWahIriiumen kann auf die Angaben in 

der Wahlbenachrichtigung verwiesen werden.«. 

b) In Satz 3 wird das Wort» Dabei « durch die Worte» In 
der Bekanntmachung« ersetzt. 

4. In § 11 Abs.3 wird der Punkt am Ende durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgendes angefügt: 

»eine Herausgabe von Dat~nträgern i~t nicht zuliissig. 

Die Auszüge und Abschriften der Wählerverzeicbrusse 

dürfen nur für Zweekeder Wahl verwandt und Dritten 

mchtzugäJ;lglich gemacht werden; die Betroffenen sind 

hierauf vom Bürgermeisteramt schriftlich hinzuweisen.«. 
~ t !', ! 

5. §)4 wird wie folgt:geändert: ' 

a)Absatz 1" erhält folgende'Fassung: 

» Wahlscheine können bis zum zweiten Tage vor der 

Wahl, 18 Uhr, beantragt werden. In den Fällen des 

Art.23 Abs; 1 Satz 2 des Landtagswahlgese'tzes kön­

nen WahlScheine bis zum Wahl tag, 12 Uhr, beantragt 

werden. 

b) Absatz 2 Satz 2erhätt folgende Fassun~:! 

"»Wer den Antrag für einen anderen stellt oder dessen 

Wahlunterlagen in Empfang nehmen will;muß durch 

innerhalb des Bundesgebiets einschließlich Berlin 
'. dem Icreiswahlleiter übers~riden ~Il'«." .... ' . 

6. § 18 whd wie folgt geänd!'lrt: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung~ " 

»(1) Muß ein Wahlvorschlag vonmin:destens 150 
I Wal1ibere'chtigten'unter~ichne't' 'sein . (Artikel '25 

, . Abs~ 2' Sätze 2 und 3 LWd), so sind die Unterstüt­
. .' zungsuriterschriften auf den vom lueiswahlleiter auf 

Anforderung kostenfrei zu liefernden amtlichen 

Formblättern nach dem Muster, ,der. Anlage 2. zu ,er­

bringen. Parteien haben dem Kreiswahlleiter bei der 

Anforderung einen Nachweis über die ordnungsge­

mäße Aufstellung ihres Bewerbers und Ersatzbewer~ 

bers vorzulegen. Der Kreiswahlleiter trägt den Na­

men mit der Kurzbezeichnung der Partei und die Per­

sonalangaben der Bewerber im Kopf des Formblatts 

vor: der Ausgabe ein; beiEin~lbewerbern trägt er die 

B~ichnung, »Einzelbewer~er« unddie)'ersonalan­
gaben des Bewerbers ein. pie Unterzeichner müssen 

auf den Formblättern persönii~h ~d h~dschriftJich 
unterschreiben; daneben 'sind Vor- und Fami1ienna~ 
men, Gebtirtsdatum und Anschiift des Unterzeich­
ners anzugeben.«; '". 

b) Absatz 2 er~ält folgende F!lSsung:r 

»(2},Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt 

n~~li' dem Muster der Anlag~ 2 oder' g~ondert a~f 
'-J' "r , ' : ;'. l', ,', ; ," I , f • 

emem Formbl!ltt nach dem Muster der AJ;1lage 3 eine 
gebührenfrei' zu' erteilendeB~Cheihigung des BÜrger­

meisteramts, bei dem der Unterzeichner im Wähler­

verzeichnis einzutragen ist, darüber beizufügen, daß 

er in dem Wahlkreis wahlberechtigt ist. Einzelbeschei­

mgungen nach 'dem Muster der Anlage 3: sind bei der 

Einrelchung . mit dem FormbJatl, • auf dem sich die 

UnterstützungSunterschrift . befindet,. zu verbinden. 
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Wer für einen anderen eine Bescheinigung des Wahl­

rechts beantragt, muß nachweisen, daß der Betref­

fende den Wahlvorschlag unterstützt. Das Bürger­
meisteramt darf für jeden Unterzeichner die Beschei­

nigung des Wahlrechts nur einmal erteilen; dabei 

darf es nicht speichern, flir welchen Wahlvorschlag 

die erteilte Besc~einigung bestimmt ist,«. 

7. Nach § 20 wird folgender § 20a eingefügt: 

»§ 20a 

Schutz der Wählerverzeichnisse und der 
Unterstützungsunterschri/ten für Wahlvorschläge 

(Zu Art. 22 Abs. 6, Art. 25 Abs.5 und 

Art. 27 Abs.3 LWG) 

(1) Wählerverzeichnisse und Formblätter nach Anlage 2 

mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge 

sind so zu verwahren, daß sie gegen Entwendung und 

gegen Einsichtnahme durch Unbefugte geschützt sind. 

(2) Auskünfte über Eintragungen in den Wählerver­

zeichnissen und in den Formblättern mit Unterstüt­

zungsunterschriften für Wahlvorschläge dürfen nur Be­

hörden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen des 

Wahlgebiets im Zusammenhang mit der Wahl erteilt 

werden. Ein solcher Zusammenhang besteht insbeson­

dere bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl 

einschließlich der Wahlstatistik, bei Wahlprüfungsange­

legenheiten und bei Verdacht von Wahlstraftaten.«. 

8. § 23 erhält folgende Fassung: 

»§ 23 

Wahlzettel und Wahlumschläge 
(Zu Art. 37 LWG) 

(1) Der Wahlzettel enthält im Kopf die Bezeichnung 

»Amtlicher Wahlzettel für die Wahl zum Landtag von 

Baden-Württemberg am •.. «, die Angabe von Num­

mer und Name des Wahlkreises sowie den Hinweis, daß 

jeder Wähler nur eine Stimme hat. 

(2) Wahlzettel und Wahlumschläge dürfen vorbehaltlich 

des Artikels 23 Abs.l Satz 3 des Landtagswahlgesetzes 

und des § 14 Abs.9 nur im Wahlraum an die Wähler aus­

gegeben werden.«. 

9. In § 27a Abs.4 werden nach den Worten »amtlichen 

Wahlbriefumschlägen« die Worte »ohne Bestimmung 
einer besonderen Versendungsform« eingefügt. 

10. § 30 Abs. 5 wird folgendes angefügt: 

»Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.«. 

11. In Anlage 1 erhält der Hinweis für Briefwähler auf der 

Vorderseite der AnJage folgende Fassung: 

»Achtung Briefwähler! 

Nachstehende »Eidesstattliche Versicherung zur 

Briefwahl« nicht abschneiden. Sie gehört zum Wahl­

schein und ist mit Unterschrift, Ort und Datum zu 

versehen. Dann erst den Wahlschein in den roten 
Wahlbriefumschlag . stecken. 

Weitere Hinweise auf der Rückseite beachten.«. 

12. Anlage 2 erhält die aus der Anlage ersichtliche Fassung. 

13. Anlage 3 erhält die aus der Anlage ersichtliche Fassung. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung iri 
Kraft. 

STU'ITOART, den 18. September 1979 DR.PALM 



• _._~_<~; •••. .o::.:._ •. ";.". 

436 Gesetzb1aJtt vom 31. Oktober 1979 Nr.17 

AnJage 2 
(Zu § 18 Abs.l) 

Formblatt für eine Unrerstützungsunterschrift für die Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am ........................... . 

Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie der Unterzeichner persönlich und handschriftlich geleistet hat. Jeder Wahlberech­
tigte darf nur einen Wahlvorschlag mit seiner Unterschrüt unterstützen. Wer mehrere Wahlvorschläge mitunterzeichnet, 
macht sich nach § 108d in Verbindung mit § 107a des Strafgesetzbuchs strafbar. Auch die Unterstützungsunterschriften un­
terliegen mit den sich zwangsläufig ergebenden Einschränkungen dem Wahlgeheimnis. 

(Dienstsiegel der Dienststelle 
des Kreiswahlleiters) 

Ausgegeben .......................................... , den ............................................. . 

Der Kreiswahlleiter .................................................................................. .. 

Unterstützungsunterschrift 

Ich unterstütze hiermit durch meine Unterschrift den Wahlvorschlag der I des ............................................................................. . 

(Name und gegebepenfalls Kurzbezeichnung der Partei oder das Wort »Einzelbewerbers« einsetzen) 

im Wahlkreis Nr ...................................................................................................................................................................... . 
(Nummer und Bezeichnung des Wahlkreises) 

Bewerber: 
(Vor- und Familienname, Beruf, Wobnort) 

Ersatzbewerber: ....................................................................................................................................................................... . 
(Vor- und Familienname, Beruf, Wohnort) 

(Vom Unterzeichner vollständig in Maschinen- oder Druckschrift auszufüllen) 

Familienname: ......................................................................................................................................................................................... . 

Vorname: ........................................... ' ...................................................................................................................................................... . 

Tag der Geburt: .................................................................................................................................................................. , ...... , .............. . 

Anschrift 
Straße, Hausnummer: ............................................................................................................................................................................. . 

Postleitzahl, Wohnort: .......................................................................................................................................................................... .. 

Ich bin damit einverstanden, daß für mich eine Bescheinigung des Wahlrechts eingeholt wird. l ' 

(Persönliche und handschriftliche Unterschrift) 

(Nicht vom Unterzeichner auszuruHen) 

Bescheinigung des Wahlrechts2 

Der I Die vorstehende Unterzeichner(in) ist Deutsche(r) im Sinne des Artikels 116 Abs.1 des Grundgesetzes. Er I Sie erfüllt 
auch die sonstigen Wahlrechtsvoraussetzungen des Artikels 8 Abs.1 des Landtagswahlgesetzes, ist nicht nach Artikel 8 Abs. 2 
des Landtagswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und im oben bezeichneten Wahlkreis wahlberechtigt (Artikel 25 
Abs.2 des Landtagswahlgesetzes). 

. ............................................................. , den ............................................... . 

(Dienstsiegel) Biligermeisteramt ....................................................................................... . 

1 Wenn der Unterzeichner die Bescheinigung seines Wahlrechts selbst einholen will, streichen. 

2 Das Bürgermeisteramt darf das Wahlrecht des Unterzeichners nur einmal beSCheinigen . 

(Unterschrift) 
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Bescheinigung des Wahlrechts1 2 

für die Wahl zum Landtag von Baden-Württemberg am ............................. . 

437 

Anlage 3 
(Zu § 18 Abs.2) 

Herr I Frau .............................................................................................................. , geb. am .............................................................. .. 
(Vor- und Familienname) 

wohnhaft in .................................................. ,' ..................................... , .................................................................................................. .. 
(Wohnort) (Wohnung) 

ist Deutsche(r) im Sinne des Artikels 116 Abs.l des Grundgesetzes. Er I Sie erfüllt auch die sonstigen Wahlrechtsvoraussetzun­
gen des Artikels 8 Abs.l des Landtagswahlgesetzes, ist nicht nach Artikel 8 Abs. 2 des Landtagswahlgesetzes vom Wahlrecht 
ausgeschlossen und im Wahlkreis .......................................................................................... wahlberechtigt (Artikel 25 Abs.2 des 

(Nummer und Bezeichnung) .' 

Landtagswahlgesetzes). 

. .................................................................... den ........................................ .. 

(Dienstsiegel) Bürgermeisteramt ...................................................................................... .. 

(Unterschrift) 

1 Muster für den Fall einer gesonderten Erteilung nach § 18 Abs.2 Satz 1 LWO. 

2 Das Bürgermeisteramt darf das Wahlrecht des Unterzeichners nur einmal bescheinigen. 

Bekanntmachung der Neufassung der Anlage 
zu Artikel ., Abs.l Satz 2 des 

Landtagswahlgesetzes (WahlkreiseinteiluDg) 

Vom 24. September 1979 

Auf Grund von Artikel 6 Abs. 3 des Gesetzes über die Land­
tagswahlen (Landtagswahlgesetz) in der Fassung vom 

10. N ovember197 5 (GB!. S. 802) wird die Anlage zu Artikel 6 
Abs.l Satz 2 des Landtagswahlgesetzes (Einteilung des 
Landes in Wahlkreise für die Wahlen zum Landtag von 
Baden-Württemberg) nach dem Stand vom l.September 
1979 neu bekanntgemacht. 

STUTIGART. den 24. September 1979 DR.PALM 

Anlage 
(zu Artikel 6 Abs.l Satz 2) 

Einteilung des Landes in Wahlkreise 

Nummer Name 

1 Stuttgart I 

l Stuttgart II 

{'Ur die Wahlen zum Landtag von Baden-Württemberg 

Gebiet 

Stadtbezirke Stuttgart -Mitte. Stuttgart-Nord, Stuttgart. 
Süd mit Kaltental. Stuttgart·West mit Rotwildpark. 
Schwarzwildpark und Solitude des Stadtkreises Stuttgart 

. Stadtbezirke Birkach mit Kleinhohenheim und Schön berg. 
Degerloch mit HoffeId. Hedelfingen mit Lederberg und 
Rohracker. Möhringen mit Fasanenhof und Sonnenberg. 
Plieningen mit Asemwald. Hohenheim und Steckfeld. Sil­
lenbuch mit Heumaden und Riedenberg. Vaihingen mit 
BUsnau. Dürrlewang und Rohr des Stadtkreises Stuttgart 
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Nummer Name Gebiet 

3 Stuttgart rn Stadtbezirke Botnang, Feuerbach, Mühlhausen mit Frei-
berg, Hofen, Mönchfeld und Neugereut, Münster, Stamm-
heim, Weilimdorfmit'Bergheim, Giebel, Hausen und Wolf-
busch, Zuffenhausen mit Neuwirtshaus, Rot und Zazen-
hausen des Stadtkreises Stuttgart 

4 Stuttgart IV Stadtbezirke Stuttgart-Ost mit Frauenkopf, Bad Cannstatt 
mit Burgholzhof, Sommerrain und Steinhaldenfeld, Ober-
türkheim mit Uhlbach, Untertürkheim mit Luginsland und 
Rotenberg, Wangen des Stadtkreises StuUgart 

5 BöbUngen Gemeinden Altdorf, Böblingen, Hildrizhausen, Holzgerlin-
gen, Magstadt, Schönaich, Sindelfingen, Steinen bronn, Wal-
denbuch und Weil im Schönbuch des Landkreises BäbUngen 

6 Leonberg Gemeinden Aidlingen, Bondorf, Deckenpfronn, Ehningen, 
Gärtringen, Gäufelden, Grafenau, Herrenberg, Jettingenj 
Leonberg, Mötzingen, Nufringen, Renningen, Rutesheim, 
Weil der Stadt und Weissach des Landkreises BöbUngen 

7 EssUngen Gemeinden Aichwald, Denkendorf, Esslingen am Neckar, 
Neuhausen auf den Fildern und Ostfildern des Landkreises 
Esslingen 

8 Kircbheim Gemeinden Altbach, Baltmannsweiler, Bissingen an der 
Teck, Deizisau, Dettingen unter Teck, Erkenbrechtsweiler, 
Hochdorf, Holzmaden, Kirchbeim unter Teck, Köngen, 
Lenningen, Lichtenwald, Neidlingen, Notzingen, Ohmden, 
Owen, Plochingen, Reichenbach an der Fils, Weilheim an 
der Teck, Wendlingen am Neckar und Wernau (Neckar) des 
Landkreises Esslingen 

9 Nürtingen Gemeinden Aichtal, AJtdorf, Altenriet, BempfJingen, Beu-
ren, Filderstadt, Frickenhausen, Großbettiingen, Kohlberg, 
Leinfeiden -Echterdingen, Neckartailfingen, Neckartenzlin-
gen, Neuffen, Nürtingen, Oberboihingen, Schlaitdorf, Un-

~ ~ -
terensing~n und Wolfschlugen des Landkreises Esslingen 

10 Göppingen Gemeinden Adelberg, Albershausen, Birenbach, Börtlingen, 
Ebersbach an der Fils, Eislingen I Fils, Eschenbach, Göp-
pingen, Heiningen, Ottenbach, Rechberghausen, Schlat, 
Schlierbach, Uhingen, Wäschenbeuren und Wangen des 
Landkreises Göppingen 

11 Geislingen Gemeinden Aichelberg, Bad Ditzenbach, Bad Überkingen, 
Böhmenkirch, Boll, Deggingen, Donzdorf, Drackenstein, 
Dürnau, Gammelshausen, Geislingen an der Steige, Gingen 
an der Fils, Gruibingen, Hattenhofen, Hohenstadt, Kuchen, 

, ,,,.v,,,-._~ Lauterstein, Mühlhausen im Täle, Salach, Süßen, Wiesen-
steig und Zell unter Aichelberg des Landkreises Göppingen 

-'-'.', '."'-..••.....• 1Z Ludwigsburg Gemeinden Asperg, Kornwestheim, Ludwigsburg, Möglin-
gen und Remse<;:k am Neckar des Landkreises Ludwigsburg 
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Nummer Name 

13 Vaibingen 

18 Heilbronn 

19 Eppingen" 

20 NeekarsUtm , 

!' 

" 21 Hobenlobe ' 

:"',,, -

,,~-, . Schwäbis~~HaI).., .: 

1:' 
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Gebiet 

Gemeinden Ditzingen, Eberdingen, Gerlingen, Hemmingen. 
Korntal-MÜllchingen, Markgröningen. Oberriexingen, 
Schwieberdingen, Sersheim und VaihhIgen aii der EnZ des 
Landkreises Ludwigsburg 

Gemeinden Affalterbach, Benningen am Neckar, Besigheim, 
Bietigheim -Bissingen, Bönnigheim. Erdmannhausen, Erlig­
heim, Freiberg am Neckar, Freudental, Gemmrigheim, 
Großbottwar, Hessigheim, Ingersheim, Kirchheim am Nek­
kar, Löchgau, Marbach am Neckar, Mundelsheim, Murr, 
Oberstenfeld, Pleidelsheim, Sachsenheim, Steinheim aIl. der 
Murr, Tamm und Walheim des Landkreises l,üdwigsbmg 

Gemeinden FeUbach, Korb, Leutenbach, Schwaikheim, 
Waiblingen und Winnenden des Rems-Murr-Kreises 

Gemeinden Berglen, Kernen im Remstal, Plüderhausen. 
Remshalden, Rudersberg, Schorndorf, Urbach, 'Weinstadt 
und Winterbach des Rems-Murr-Kreises 

Gemeinden Alfdorf, Allmersbach im Tal, Althütte, Aspach, 
Auenwald, Backnang, Burgstetten, Großerlach, Kaisers­
bach, Kirchberg an der Murr, Murrhardt, Oppenweiler. 
Spiegel berg, SuIzbach an der Murr, Weissach irp Tal.und 
Welzheim des Rems-Murr-Kreises 

Stadtkreis Heilbronn 

Gemeinden Abstatt, Bad Rappenau, Beilstein, Bracken­
heim, Cleebronn, Eppingen, Flein, Gemmingen, Güglingen, 

" '. Ilsfeld, Ittlingen, Kirchardt, Lauffen am Neckar, Leingar­
ten, Massenbachhausen, Neckarwestheim, Nordheim, Pfaf­
fenhofen, Schwaigern, Siegels bach, Talheim, Untergruppen-

• , '! 

bach und Zaberfeld des Landkreises Heilbronn' ' 

Gemeinden Bad Friedrichshall, Bad Wimpfen, Eberstadt, 
EUhofen, Erlenbach, GundeJsheim, Hardthausen am Ko­
cher, Jagsthausen, Langenbrettach, Lehrensteinsfeld, Lö­
wenstein, Möckmühl, Neckarsulm, Neudenau. Neuenstadt 
am Kocher, ObersuIm, Oedheirn, Offenau; ROigheim;Un­
tereisesheim, Weinsberg, Widdern und Wüstenrot des Land­
kreises Heilbronn 

Hohenlohekreis 
Gemeinden BIaufelden, Braunsbach, Gerabronn, Langen­
burg, Schrozberg und UntermÜllkheim des Landkreises 
Schwäbisch HaU 

Gemeinden Bühlertann, BühlerzelI, Crailsheim, Fichtenau, 
Fichtenberg, Frankenhardt, Gaildorf, Ilshofen, Kirchberg 
an der Jagst, Kreßberg, Mainhardt, Mich~lbachan der Bitz, 
Michelfeld, Oberrot, Obersontheirn, Rosengarten, Rot am 
See, Satteldorf, Schwäbisch Hall, Stimpfach, Sulzbach ~Lau­
fen, Vellberg, Wallhausen und Wolpertshausen des Land­
kreises Schwäbisch Hall 
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23 Main-Tauber 

24 Heidenheim. 

25 Schwäbisch GmDnd 

2(j Aalen 

27 KarJsruhe I 

2.8 Karlsruhe n 

29 Bruchsal 

30 Bretten 

31 Ettlingen 

32 Rastatt 

33 Baden-Baden 

34 Heidelberg 

35 Mannheim I 
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Gebiet 

Main -Tauber -Kreis 

Landkreis Heidenheim 

Gemeinden Abstgmünd, Bartholomä, Böbingen an der 
Rems, Durlangen, Eschach, Göppingen, Gschwend, Heu­
bach, Heuchlingen, Iggingen, LeinzeIl, Lorch, Mögglingen, 

Mutlangen, Obergröningen, Ruppertshofen, Schechingen, 

Schwäbisch Gmünd, Spraitbach, Täferrot und Waldstetten 
des Ostalbkreises 

Gemeinden Aalen, Adelmannsfelden, Bopfingen, Ellenberg, 
Ellwangen (Jagst), Essingen, Hüttlingen, Jagstzell, Kirch­

heim am Ries, Lauchheim, Neresheim, Neuler, Oberko­
ehen, Rainau, Riesbürg, Rosenberg, Stödtlen, Tannhausen, 
Unterschneidheim, Westhausen und Wört des Ostalbkreises 

Stadtteile Beiertheim -Bulach, Durlach -Aue, Grötzingen, 
Grünwettersbach, Hagsfeld, Hohenwettersbach, Innenstadt­
Ost, Oststadt, Palmbach, Rintheim, Rüppurr, Stupferich, 

Süd stadt, Waldstadt, Weiherfeld-Dammerstock und Wol­
fartsweier des Stadtkreises Karlsruhe 

Stadtteile Daxlanden, Grünwinkel, Innenstadt-West, Knie­
lingen, Mühlburg, Neureut, Nordweststadt, Oberreut, Süd­

weststadt und Weststadt des Stadtkreises Karlsruhe 

Gemeinden Bad Schönborn, Bruchsal, Forst, Hambrücken, 

Karlsdorf -Neuthard, Kronau, Oberhausen -Rheinhausen, 
Östringen, Philippsburg, Ubstadt-Weiher und Waghäusel 
des Landkreises Karlsruhe 

Gemeinden Bretten, Dettenheim, Eggenstein -Leopoldsha­
fen, Gondelsheim, Graben -Neudorf, Kraichtal, Kürnbach, 
Linkenheim-Hochstetten, Oberderdingen, Stutensee, Sulz­
feld, Walzbachtal, Weingarten (Baden) und Zaisenhausendes 

Landkreises Karlsruhe 

Gemeinden Ettlingen, Karlsbad, Malsch, Marxzell, P1inz­
tat, Rheinstetten und Wald bronn des Landkreises Karlsruhe 

Gemeinden Au am Rhein, Bietigheim, Bischweier, Dur­

mersheim, Elchesheim - Illingen, Forbacl1, Gaggenau, Gerns­
bach, Iffezheim, Kuppenheim, Loffenau, Muggensturm, 

Ötigheim, Rastatt, Steinmauern und Weisenbach des Land­
kreises Rastatt 

Stadtkreis Baden -Baden 
Gemeinden Bühl, BUhlertal, Hügelsheirn, Lichtenau, Otters­
weier, Rheinmünster und Sinzheim des Landkreises Rastatt 

Stadtkreis Heidelberg 

Stadtbezirke Feudenheim, Innenstadt, Jungbusch -Mühlau, 

Luzenberg, Neckarstadt und Neuostheim des Stadtkreises 
Mannheim 
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Nummer Name 

36 Mannheim n 

37 Mannheim m 

38 Neckar-Odenwald 

39 Weinbeim 

40 Schwetzingen 

41 Sinshelm 

42 Pforzheim 

43 Calw 

44 Enz 

45 Freudenstadt 

46 Freiburg I 

47 Freiburg n 
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Gebiet 

Stadtbezirke Blumenau, Gartenstadt, Käfertal, Sal1:dhofen, 
Schönau, Speckweggebiet, Vogelstang, Waldhof und Wall­

stadt des Stadtkreises Mannheim 

Stadtbezirke Almenhof, Friedrichsfeld, Lindenhof, Nek­
karau, Neuhermsheim, Niederfeld, Oststadt, Rheinau, 
Schwetzingerstadt und Seckenheim des Stadtkreises Mann­
heim 

Neckar- Odenwald -Kreis 

Gemeinden Dossenheim, Edingen-Neckarhausen, Heddes­
bach, Heddesheim, Heiligkreuzsteinach, Hemsbach, Hirsch­
berg an der Bergstraße, Ilvesheim, Ladenburg, Laudenbach, 
Schönau, Schriesheim, Weinheim und Wilhelmsfeld des 

Rhein -Neckar -Kreises 

Gemeinden AltIußheim, Brühl, Eppelheim, Hockenheim, 
Ketsch, Malsch, Mühlhausen, NeuIußheim, Oftersheim, 
Plankstadt, Rauenberg, Reilingen, Sandhausen, Sankt 
Leon-Rot, Schwetzingen und Walldorf des Rhein-Neckar­
Kreises 

Gemeinden Angelbachtal, Bammental, Dielheim, Eber­
bach, Epfenbach, Eschelbronn, Gaiberg, Helmstadt-Bar­
gen, Leimen, Lobbach, Mauer, Meckesheim, Neckarbi­
schofsheim, Neckargemünd, Neidenstein, Nußloch, Rei­
chartshausen, Schön brunn, Sinsheim, Spechbach, Waib­
stadt, Wiesenbach, Wiesloch und Zuzenhausen des Rhein­

Neckar -Kreises 

Stadtkreis Pforzheim 

Landkreis Calw 

Enzkreis 

Landkreis Freudenstadt 

Stadtteile Altstadt, Ebnet, Günterstal, Herdern, Kappe], 
Littenweiler, Mittelwiehre, Neuburg, Oberau, Oberwiehre 
und Waldsee des Stadtkreises Freiburg 

Gemeinden Breitnau, Buchenbach, Eisenbach (Hoch­
schwarzwald), Feldberg (Schwarzwald), Friedenweiler, 
Glottertal, GundeIfingen, Heuweiler, Hinterzarten, Kirch­
zarten, Lenzkirch, Löffingen, Oberried, Sankt Märgen, 
Sankt Peter, Schluchsee, Stegen und Titisee-Neustadt des 
Landkreises Breisgau -Hochschwarzwald 

Stadtteile Betzenhausen, Brühl, Haslach, Hochdorf, Land­
wasser, Lehen, Mooswald, Munzingen, Opfingen, Sankt 
Georgen, Stühlinger, Tiengen, Unterwiehre, Waltershofen 
und Zähringen des Stadtkreises Freiburg 
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48 Breisgau 

49 Emmendingen 

50 Labt 

51, Otfenburg 

52 Kebl 

53 RottwefI 

54 Villingen -SchwenninKen 

55 Tuttlingen-Donauescbingen 

56 Konstanz 

57 Singen 

. ~ " ,' .. , , . , , ~ , 
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Gebiet 

Gemeinden Au, Auggen, Bad Krozingen, Badenweiler, Ball­
rechten-Dottingen, Bötzingen, Bollschweil, Breisach am 
Rhein, Buggingen, Ebringen, Ehrenkirchen, Eichstetten, 
Eschbach, Gottenheim, Hartheim, Heitersheim, Horben, 
Ihringen, March, Merdingen, Merzhausen, Müllheim, MÜll­
stertal/ Schwarzwald, Neuenburg am Rhein, Pfaffenweiler, 
Schallstadt, Sölden, Staufen im Breisgau, Sulzburg, Um­
kireh, Vogtsburg im Kaiserstuhl und Wittnau des Landkrei­
ses Breisgau -Hochschwarzwald 

Landkreis Emmendingen 

Gemeinden Ettenheim, Fischerbach, Friesenheim, Gutach 
(Schwarzwaldbahn), Haslach im Kinzigtal, Hausach, Hof­
stetten, Hornberg, Kappel-Grafenhausen, Kippenheim, 
Lahr / Schwarzwald, Mahlberg, Meißenheim, Mühlenbach, 
Oberwolfach, Ringsheim, Rust, Schuttertal, Schwanau, 
Seelbach, Steinach und Wolfach des Ortenaukreises ' 

Gemeinden Bad Peterstal-Griesbach, Berghaupten, Biber­
ach, Durbach, Gengenbach, Hohberg, Neuried, Nordrach, 
Oberharmersbach, Offen burg, Ohlsbach, Oppenau, Orten­
berg, Schutterwald und Zell am Harmersbach des Ortenau­
kreises 

Gemeinden Achem, Appenweier, KappeJrodeck, Kehl, 
Lauf, Lautenbach, Oberkireh, Ottenhöfen im Schwarzwald, 
Renchen, Rheinau, Sasbach, Sasbachwalden, Seebach und 
Willstätt des Ortenaukreises 

Landkreis Rottweil 

Gemeinden Bad Dürrheim, Brigachtal, Dauchingen, Furt­
wangen, Gütenbach, Königsfeld im Schwarzwald, Mönch­
weiler, Niedereschach, Sankt Georgen im Schwarzwald, 
Schönwald im Schwarzwald, Schonach im Schwarzwald, 
Triberg im Schwarzwald, Tuningen, Unterkirnach, Villin­
gen-Schwenningen und Vöhrenbach des Schwarzwald­
Baar-Kreises 

Landkreis TuttIingen 
Gemeinden Blumberg, Bräunlingen, Donaueschingen und 
Hüfingen des Schwarzwald-Baar-Kreises 

Gemeinden Allensbach, Gaienhofen, Konstanz, Moos, 
Öhningen, Radolfzell am Bodensee und Reichenau des 
Landkreises Konstanz 

Gemeinden Aach, Bodmann-Ludwigshafen, Büsingen am 
Hochrhein, Eigeltingen, Engen, Gailingen, Gottmadingen, 
Hilzingen, Hohenfels, Mühlhausen -Ehingen, Mühlingen, 
Orsingen -Nenzingen, Rielasingen -WorbJingen, Singen 
(Hohentwiel), Steißlingen, Stockach, Tengen und Volkerts­
hausen des Landkreises Konstanz 
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58 Lörrach 

59 Waldshut 

60 Reutlingen 

61 Hechlngen -Miinsingen 

62 Tübingen 

63 Balingen 

64 Ulm 

65 Ehlngen 
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Gebiet 

Gemeinden Aitern, Bad Bellingen, Binzen, Böllen, Bürchau, 

Efringen -Kirchen, Eimeldingen, EIbenschwand, Fischin­

gen, Fröhnd, Grenzach-Wyhlen, Häg-Ehrsberg, Hasel, 

Hausen im Wiesental, Inzlingen, Kandern, Lörrach, Mals­

burg-Marzell, Maulburg, Neuenweg, Raich, Rümmingen, 

Sallneck, Schall bach, Schliengen, Schönau im Schwarz­

wald, Schönen berg, Schopfheim, Steinen, Tegemau, Todt­

nau, Tunau, Utzenfeld, Weil am Rhein, Wembach, Wieden, 

Wies, Wieslet, Wittlingen und Zell im Wiesental des Land­

kreises Lörrach 

Landkreis Waldshut 

Gemeinden Rheinfelden (Baden) und Schwörstadt des 

Landkreises Lörrach 

Gemeinden Eningen unter Achalm, Lichtenstein, Pfullin­

gen, Pliezhausen, Reutlingen, Sonnenbühl, Walddorfbäs­

lach und Wannweil des Landkreises Reutlingen 

Gemeinden Dettingen an der Erms, Engstingen, Gomadin­

gen, Grabenstetten, Gmfenberg, Hayihgen, Hohenstein, 

Hülben, Mehrstetten, Metzingen; Münsingen einschließlich 

gemeindefreiem Gutsbezirk, Pfronstetten, Riederich, Rö­

merstein, Sankt Johann, Trochtelfingen, Urach und Zwie­

falten des Landkreises Reutlingen 

Gemeinden Bisingen, Burladingen; Grosselfingen, Hechin­

gen, Jungingen und Rangendingen des Zollernalbkreises 

Landkreis Tübingen 

Gemeinden Alb~tadt, Balingen, Bitz, Dautmergen, Dor­

mettingen, Dotternhau~en, Geislingen, Haigerloch",J;Iausen 
am Tann, Meßstetten, Nusplingen, Obernheim, R~tshau­

sen, Rosenfeld, Schöm~erg, Straßberg, Weilen' unter den 

Rinnen, Winterlingen und Zimmern unter der Burg des 

Zollernal bkreises 

Stadtkreis Ulm 

Gemeinden Balzheim, Blaustein, Dietenheim" Erbach, 

Hüttisheim, IIlerkirchberg, Illerrieden, Schnürpflingen und 

Staig des Alb,,: Donau -Krdses 

Gemeinden AlJmendingen, Altheim, Altheitrt (Alb), Atn­

stetten, Asselfingen, Ballendorf, Beimerstetten, Betghülen, 
Bernstadt, Blaubeuren, Börslingen, Breitingen, Dornstadt, 

Ehingen (Donau), Emeringen, Emerkingen, Griesingen, 

Grundsheim, Hausen am Bussen, Heroldstatt, Holzkirch, 

Laichingen, Langenau, Lauterach, Lonsee, Merkiingen, 

Munderkingen, Neenstetten, Nellingen, Nerenstetten, Ober­

dischingen, Obermarchtal, Oberstadion, Öllingen, Öpfingen, 

Rammingen, Rechtenstein, Rottenacker, Schelklingen, Set­

zingen, Untermarchtal, Unterstadion, Unterwachingen, 

Weidenstetten, Westerheim und Westerstetten des Alb­

Donau -Kreises 



GesetzbLatt vom 31. Oktober 1979 Nr. 17 

Nummer Name 

66 Biberach 

67 Bodensee 

68 Wangen 

69 

70 

Ravensburg 

Sigmaringen 

Bekanntmachung der Neufassung 
der Landeslaufbahnverordnung für die 

Polizeibeamten 

Vom 9. Oktober 1979 

Nachstehend wird der Wortlaut der Landeslaufbahnver~ 
ordnung für die Polizeibeamten vOm 14. Mai 1970 (GBt. 

S. 186) in der sich aus der 

1. Verordnung des Innenministeriums zur Änderung der 
Verordnung über die Laufbahnen der Polizeibeamten in 
Baden -Württemberg (Landeslaufbahnverordnung für 

die Polizeibeamten - LVOPol -) vom l1.März 1971 
(GBl. S. (2), 

2. Zweiten Verordnung des Innenministeriums zur Änderung 
der Verordnung über die Laufbahnen der Polizeibeamten 
in Baden-Württemberg (Landeslaufbahnverordnung für 
die Polizeibeamten LVOPol -) vom 18.April 1973 

(GBI. S.137), 

3. Dritten Verordnung des Innenministeriums zur Änderung 
der Verordnung über die Laufbahnen der Polizeibeam­
ten in Baden -Württemberg (Landeslaufbahnverordnung 
für die Polizeibeamten - LVOPol -) vom 12.Dezember 

1974 (GBl.1975 S. 32), 

4. Vierten Verordnung des Innenministeriums zur Änderung 
der Verordnung über die Laufbahnen der Polizeibeam­
ten in Baden -Württemberg (Landeslaufbahnverordnung 
für die Polizeibeamten-LVOPol-) vom 10.Januar 1977 

(GBt. S.34), 

5. Verordnung des Innenministeriums und des Kultusmini­
steriums über den Erwerb der Fachhochschulreife an der 
. Landes -Polizeischule (VOPol-Fachhochschulreife) vom 

4.November 1917 (GBl. S.692) und 

Gebiet 

Landkreis Biberach 

Bodenseekreis 

Gemeinden Achberg, Aichstetten, Aitrach, Amtzell, Argen­
bühl, Bad Waldsee, Bad Wurzach, Bergatreute, Isny im All­
gäu, Kißlegg, Leutkirch imAlIgäu, Vogt, Wangen imAllgäu 
und Wolfegg des Landkreises Ravensburg 

Gemeinden Altshausen, Aulendorf, Baie~furt, Baindt, Berg, 
Bodnegg, Borns, Ebenweiler, Ebersbach-Musbach, Eich­
stegen, Fleischwangen, Fronreute, Grünkraut, Guggenhau­
sen, Horgenzell, Hoßkirch, Königseggwald, Ravensburg, 

Riedhausen, Schlier, Unterwaldhausen, Waldburg, Wein­
garten, Wilhelmsdorf und Wolpertswende des Landkreises 
Ravensburg 

Landkreis Sigmaringen 

6. Fünften Verordnung des Innenministeriums zur Ände­
rung der Landeslaufbahnverordnung für die Polizeibe­
amten vom 14.September 1979 (GBl. S.360) 

ergebenden, ab 1. Oktober 1979 geltenden Fassung be­
kanntgemacht. 

STUTTGART, den 9. Oktober 1979 Innenministerium 

DR.PALM 

Verordnung des Innenministeriums. 
über die Laufbahnen der Polizeibeamten 

in Baden· WUrttemberg 
(Landeslaufbahnverordnnng für die Polzelbeamten) 

-LVOPol-
in der Fassung vom 9. Oktober 1979 
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Überleitung 

VIERTER TEIL 
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Auf Grund von § 39 Abs.3, §§ 138, 139 und 147 des Landes­
beamtengesetzes (LBG) in der Fassung vom 8.August 1979 

(GB!. S.397) wird im Einvernehmen mit dem Finanzmini­
sterium verordnet: 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§1 
Geltungshereich 

Diese Verordnung gilt für die Beamten des Polizeivollzugs­

dienstes (Polizeibeamten) im Sinn von § 45 Nr.2 des Polizei­
gesetzes. 

§2 

Polizeiheamte 

Polizei beamte im Sinn des Landesbeamtengesetzes und die­
ser Verordnung sind: 

1. Beamte, denen ein in § 3 Abs.2 aufgeführtes Amt verlie­
hen ist, 

2. Beamte auf Widerruf im Vorbereitun$sdienst. und Be­
amte zur Anstellung (z. A.) in einer Lauf\;>ahn des Polizei­
vollzugsdienstes (§ 3 Abs.l). 
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§ 3· 

Laufbahnen 

(1) Im Polizeivollzugsdiens't bestehen in den Laufbahngrup­

pen des mittleren, des gehobenen und des höheren Dienstes 

die LaufbahneIl derSchutzpolizei und der Kriminalpolizei. 

(2) Die Laufbahnen umfassen folgende Ä.mter der Besol­

dungsordnungen A und B des Bundes und des Landes: 

Schutzpolizei Kriminalpolizei 

,1. Mittlerer Dienst 

Polizeiwachtmeister 

Polizeioberwachtmeister 

Polizeihauptwachtmei~~r 

J,lolizeimeister Kriminal meister 

Polizeiobermeister Kriminalobermeister 

Polizeihauptmeister . ,Krim~na]hauptmeister 

(BesoldUI)gsgruppe A 9) 

,Polizeihauptmeister Kriminalhauptmeister 

, (Besoldungsgruppe A 9 mitAmtszulage) 

2., Gehobener Dienst 

Polizeikommissar 

Polizeioberkommissar 

Kriminalkommissar 

Kriminaloberkommissar 

Polizeihauptkommissar Kriminalhauptkommissar 

(Besoldungsgruppe A 11) 

Poliieihauptkommissar Kriminalhauptkommissar 

(Besoldungsgruppe A 12) 

Erster Polizei­

hauptkommissar 

Erster Kriminal­

hauptkommissar 

• Artikel 2 Abs', 2 der Fünften Änderungsverordnung vom 14,Sep. 
tember 1979. in Kraft getreten am 1. Oktober 1979, bestimmt: 
»Die am Tage vor InkrafttTelen dieser Verordnung im Dienst 
stehenden Polizeibearilten inden ,Uufbahngruppen des mittleren, 
des gehobe~en und des höheren Dicrnstes sind mit Inkrafttreten 
dieser VerordnUng in die miu geSchaffimen Laufbahnen nach 
'Artikel 1 Nt: 1 Buchst: a wie folgt Übergeleitet: 

Bisherige Laufbahn 

Uniformierter nlchttechnischer 

Polizeivollzugsdienst 

Uniformierter technischer' P~lizef~ 
vollzugsdienst mit den Fachg~bieten 

Fernmeldewesen 

Kraftfahrw:esen , 

Waffen- und Gerätewesen 

Schiffsmaschinenwesen 

Neue Laufbahn 

Schutzpolizei 

Schutzpolizei 

; Krlminaleüdnst Kriminalpolizei 

Die nach bisherigen Vorschriften erworbenen Befähigu~gen gei-
ten 1Iis Bllfähigungen für die'MUIl L/lUfbllhn.« ' 

PoJizeirat 

Polizeioberrat 

Polizeidirektor 

3. Höherer bienst 

Kriminalrat 

Kriminaloberrat 

Kriminaldirektor 

Leitender Polizeidirektor 

Direktor der 

Leitender Kriminiddirektor 

Präsident des 

Landeskriminalamts Bereitschaftspolizei 

Inspekteur der Polizei . Landeskriminaldirektor 

Vorbereitungsdienst und Probezeit gehören zu den Lauf­

bahnen. 

(3) Die zu derselben Laufbahngruppe gehörenden Laufbah­

nen des Polizeivollzugsdienstes sind gleichwertig. 

(4) Die Zuordnung der Eingangsämter der Laufbahnen zu 

,den Besoldungsgruppen richtet sich nach den besoldungs­

rechtlichen Vorschriften. Eingangsamt in der Laufbahn des 

mittleren Dienstes der Kriminalpolizei ist das Amt des 

Kriminalmeisters. 

(5) Die Ä.mter des Polizeivoltzugsdienstes stehen den Poli­

zeibeamten nach den Vorschriften des Landesbeamtenge­

setzes und dieser Verordnung im Rahmen der besetzbaren 

Planstellen offen. 

§4 

Einstellung 

(1) Einstellung ist die Begründung eines Beamtenverhält­

nisses. 

(2) Laufbahnbewerber, die Ausbildungsdienst oder Vorbe­

reitungsdienst zu leisten haben, werden unter Berufung in 

das Beamtenverhältnis auf Widerruf eingestellt. Laufbahn­

bewerber, die die Befähigung für ihre Laufbahn besitzen, 

und andere Bewerber werden unter Berufung in das Beam­

tenverhältnis auf Probe eingestellt. 

(3) Eingestellt darf nur werden, wer 

1. Deutscher im Sinn des Artikels 116 des Grundgesetzes ist, 

2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die freiheit­

liche demokratische Grundordnung im Sinn des Grund­

gesetzes eintritt, 

3. als Laufbahnbewerber die für seine Laufbahn vorge­

schriebene Vorbildung oder als anderer Bewerber die Be­
flihigung für seine Laufbahn nach Feststellung durch den 

Landespersonalausschuß besitzt, 

4. das für seine Einstellung vorgeschriebene Alter besitzt, 

5. einen guten Leumund besitzt, 

6. sich in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen befin­

det, 

, 7. polizeidiensttauglich ist und 

8. die EinstellungsprUfung bestanden hat. 
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(4) In der Einstellungsprüfung soll festgestellt werden, ob 

die Bewerber für die Verwendung in der Laufbahn, für die 
sie sich beworben haben, geeignet sind. Sie wird für Bewer­
ber für die Schutzpolizei von der Bereitschaftspolizeidirek­

tion und für Bewerber für die Kriminalpolizei unter Beteili­
gung der Landes-PolizeischuIe vom Landeskriminalamt 
durchgeführt. Das Innenministerium kann bestimmen, daß 

bei Bewerbern, die nicht bei der Bereitschaftspolizei einge­
stellt werden, von der Einstellungsprüfung ganz oder teil­

weise abgesehen werden kann. 

§5 

Befähigung 

(1) Laufbahnbewerber erwerben die Befähigung für ihre 

Laufbahn durch erfolgreiches Ableisten des vorgeschriebe­
nen Ausbildungs- oder Vorbereitungsdienstes und durch Be­
stehen der vorgeschriebenen Prüfl,lIlgen. 

(2) Bei anderen Bewerbern wird die durch Lebens- und Be­
rufserfahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 

Dienstes erworbene Befähigung für die Laufbahn des Poli­
zeivollzugsdienstes, in der sie verwendet werden sollen, 
durch den Landespersonalausschuß festgestellt. 

§6 

Anstellung 

(1) Anstellung ist eine Ernennung unter erster Verleihung 
eines Amts, das in § 3 Abs.2 aufgeführt ist. 

(2) Laufbahnbewerber, die Ausbildungsdienst zu leisten ha­
ben, werden mit der Begründung des Beamtenverhältnisses 

angestellt. 

m Laufbahnbewerber, die Vorbereitungsdienst zu leisten 
haben, und andere Bewerber werden nach erfolgreicher Be­
endigung der Probezeit im Rahmen der besetzbaren Plan­
stellen nach ihrer Be,währung, dem Prüfungsergebnis und 
dem Zeitpunkt der Einstellung angestellt. Sie führen als Be­

amte auf Probe bis zur Anstellung als Dienstbezeichnung 
die Amtsbezeichnung des Eingangsamts ihrer Laufbahn mit 
dem Zusatz» zur Anstellung (z. A.) «. 

(4) Die Anstellung der Beamten ist nur im Eingangsamt 

ihrer Laufbahn zulässig. 

'§7 

. ""Ernennung zum Beamten auf Probe, Probezeit 

(1) Zum Beamten auf Probe wird ernannt, 

1. in der Regel ein Jahr nach der Einstellung, wer Ausbil­
dungsdienst bei der Bereitschaftspolizei nach § 17 zu lei­

sten hat, oder 

2. wer die Befähigung für eine Laufbahn des Polizeivoll­
zugsdienstes erworben hat und noch nicht Beamter auf 

Lebenszeit ist. 

(2) Probezeit ist die Zeit im Beamtenverhältnis auf Probe, 
während der sich die PoIizeibeamten für ihre Laufbahn be­
währen sollen. Sie beginnt mit der Ernennung zum Beamten 

auf Probe. 

(3) Polizeibeamte, die sich in der Probezeit bewährt haben, 

werden zu Beamten auf Lebenszeit ernannt, wenn sie die 
weiteren beamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfür eI;­
füllen. 

(4) Kann die Bewährung bis zum Ablauf der Probe­
zeit noch nicht festgestellt werden, so kann die Probezeit 
von der Ernennungsbehörde um höchstens zwei JaI:ire ver­
längert werden. 

§8 

Beförderung 

(1) Beförderung ist eine Ernennung,durch die einem Beam­

ten ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt und an­
derer Amtsbezeichnung verliehen wird. Eirier Beförderung 
steht es laufbahnrechtlich gleich, wenn einem Beamten 

1. ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt, ohne daß 
sich die Amtsbezeichnung ändert, oder 

2. ein anderes Amt mit gleichem Endgrundgehalt und ande­
rer Amtsbezeichnung unter gleichzeitigem Wechsel der 
Laufbahngruppe 

übertragen wird. 

(2) Eine Beförderung ist nicht zulässig 

1. während der Probezeit, es sei denn, daß sich aus dieser 
Verordnung etwas anderes ergibt, 

2. vor Ablauf eines Jahres nach der Anstellung oder der 
letzten Beförderung, es sei denn, daß der Beamte sein bis­

heriges Amt nicht hätte zu durchlaufen brauchen. 

Satz 1 gilt nicht, wenn einem Beamten ein einer höheren Be­

soldungsgruppe angehörendes Eingangsamt einer anderen 
Laufbahn derselben Laufbahngruppe nach Erwerb der Be­
fähignng für die neue Laufbahn übertragen wird. 

(3) Eine Beförderung soll nicht innerhalb von zwei Jahren 
vor Erreichen der Altersgrenze ausgesprochen werden. 

(4) Ämter, die regelmäßig zu durchlaufen sind, dürfen nicht 

übersprungen werden. Regelmäßig zu durchlaufen si~d alle 
Ämter einer Laufbahn des Polizeivollzugsdienstes .. Nicht 
regelmäßig zu durchlaufen sind , 

1. das Amt des Polizeioberwachtmeisters, 

2. das Amt des Polizeiobermeisters, des Kriminalobermei­
sters, des Polizeihauptmeisters und des Kriminalhaupt­
meisters in den Besoldungsgruppen A9 undA9 mit Amts­

zuIage vor dem Aufstieg in den gehobenenPoIizeivoll­
zugsdienst, 

3. das Amt des PoJizeihauptkommissars und des Kriminal­
hauptkommissars in der Besoldungsgruppe A 12 sowie 

des Ersten PoIizeihauptkommiss~s und des Ersten Kri-
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minalhauptkommissars vor dem Aufstieg in den höheren 
Polizeivollzugsdienst, 

4. beim Laufbahnwechsel die Ämter, die den in der bisheri-
gen Laufbahn durchlaufenden Ämtern entsprechen. 

(5) Polizeibeamten darf, soweit in dieser Verordnung nichts 

anderes bestimmt ist, frühestens verliehen werden 

1. das Amt des Polizeioberwachtmeisters nach dem Beste­
hen der Laufbahnzwischenprüfung, 

2. das Amt des Polizeihauptwachtmeisters nach dem Er­
werb der Befähigung für die Laufbahn des mittleren 

Dienstes der Schutzpolizei, 

3. das Amt des Polizeiobermeisters an Beamte der Bereit­
schaftspolizei nach sechsmonatiger Verwendung im Poli­
zeieinzeldienst bei der Schutzpolizei oder bei den Einsatz­
hundertschaften der Bereitschaftspolizei, 

4. das Amt des Polizeihauptkommissars und das Amt des 
Kriminalhauptkommissars in der Besoldungsgruppe A 12 
nach einer Dienstzeit im gehobenen Polizeivollzugsdienst 

von acht Jahren, 

5. das Amt des Polizeirats und das Amt des Kriminalrats an 
Aufstiegsbeamte nach einer Gesamtdienstzeit von zwölf 
Jahren und einer Dienstzeit im gehobenen Polizeivoll­
zugsdienst von sechs Jahren, 

6. das Amt des Polizeidirektors und das Amt des Kriminal­
direktors nach einer Dienstzeit im höheren Dienst von 
sechs Jahren. 

§9 

Lau/bahnwechsel 

(1) Vor einem Laufbahnwechsel muß die Befähigung für die 
neue Laufbahn nach § 5 Abs.l erworben werden. über die 

Zulassung zur neuen Laufbahn entscheidet bei Beamten des 
mittleren Dienstes die Ernennungsbehörde, sonst das In­
nenministerium. Sie kann jederzeit widerrufen werden. Mit 
dem Ausbildungsdienst darf erst nach der Zulassung begon­

nen werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann das Innenministerium 
die durch Bestehen einer Laufbahnprüfung für eine Lauf­
bahn des gehobenen oder höheren Dienstes erworbene Be­
fähigung a1sBefähigung für eine Laufbahn nach dieser Ver­
ordnung anerkennen, wenn der Beamte in einer Einfüh­
rungszeit nachgewiesen hat, daß er die für die neue Lauf­
bahn erforderlichen Kenntnisse besitzt: Voraussetzung ist, 
daß für· den Laufbahnwechsel ein dringendes dienstliches 
Bedürfnis vorliegt. 

(3) Die Beamten verbleiben bis zur Verleihung eines Amts 
der neuen Laufbahn in ihrer Rechtsstellung. Eine Probezeit 
ist insoweit abzuleisten, als eine solche in einer Laufbahn des 
Polizeivöllzugsdienstes noch nicht vollständig geleistet 
wurde. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für den Aufstieg. 

§ 10 

Aufstieg 

(1) Aufstieg ist die Verleihung des Eingangsamts der nächst­
höheren Laufbahn derselben Fachrichtung. 

(2) Die Laufbahnen in den Laufbahngruppen des gehobenen 

und des höheren Polizeivollzugsdienstes werden, soweit in 
dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, durch Auf­
stieg erreicht. 

(3) Der Aufstieg ist nur zulässig, wenn die Befähigung für 
die nächsthöhere Laufbahn nach § 5 Abs.I erworben ist. 

(4) Über die Zulassung zur nächsthöheren Laufbahn ent­

scheidet das Innenministerium. Die Zulassung kann jeder­
zeit widerrufen werden, wenn sich der Beamte nach seinen 
Fähigkeiten, seinen dienstlichen Leistungen sowie nach sei­
ner Persönlichkeit als nicht geeignet erweist. 

(5) Die Beamten verbleiben bis zum Aufstieg in ihrer Rechts­

stellung. Eine Probezeit in der neuen Laufbahn ist nicht ab­
zuleisten. 

§11 
Übernahme von Polizeibeamten 

und früheren Polizeibeamten anderer Dienstherren 

(1) Bei der Übernahme von Polizeibeamten anderer Dienst­

herren ist diese Verordnung anzuwenden; dies gilt nicht, 
wenn Beamte kraft Gesetzes oder auf Grund eines Rechts­
anspruchs in ihrer bisherigen Rechtsstellung übernommen 

werden. Die Probezeit gilt als abgeleistet, wenn der Beamte 
bei einem anderen Dienstherrn bereits in das Beamtenver­
hältnis auf Lebenszeit berufen war; sie gilt ferner insoweit 
als abgeleistet, als der Beamte bei anderen Dienstherren 
nach Erwerb der Befähigung oder nach Verleihung eines 

Amts eine Dienstzeit in der entsprechenden oder in einer 
gleichwertigen Laufbahn zurückgelegt hat. War dem Be­

amten bereits ein Amt verliehen, so gilt die Verleihung dieses 

Amts als Anstellung. Wird dem Beamten bei der Übernahme 
ein Beförderungsamt verliehen, so sind die Vorschriften 
über Beförderungen anzuwenden. 

(2) Wer bei einem anderen Dienstherrn durch Bestehen der 
vorgeschriebenen oder üblichen Prüfung die Befähigung für 
die Laufbahn einer Fachrichtung des Polizeivollzugsdien­

stes erworben hat, besitzt die entsprechende Befähigung 
auch im Geltungsbereich dieser Verordnung. 

(3) In Zweifelsfällen entscheidet das Innenministerium, 
welchen Ausbildungsstand oder welche Befähigung der Po­
lizeibeamte nach dieser Verordnung besitzt und ob bei der 
Übernahme ein Amt übersprungen wird. 

§ 12 

. Fortbildung 

(1) Die Polizeibearnten sind verpflichtet, sich fortzubilden, 
damit sie über die Anforderungen ihrer Laufbahn unter-
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richtet bleiben und auch steigenden Anforderungen ihres 
Amts gewachsen sind. 

(2) Das Innenministerium fördert und regelt die dienstliche 
Fortbildung der Polizeibeamten. 

(3) Polizeibeamten, die durch Fortbildung ihre fachlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten und dadurch ihre dienstlichen 
Leistungen erheblich gesteigert haben, ist nach Möglichkeit 
Gelegenheit zu geben, ihre Fachkenntnisse in höher bewer­
teten Dienstgeschäften anzuwenden. 

(4) Für die Wahrnehmung von besonderen Aufgaben im 
Polizeivollzugsdienst werden die erforderlichen Kennt­
nisse durch Fortbildung vermittelt. Das Nähere bestimmt 
das Innenministerium. 

ZWEITER TEIL 

Laufbahnbewerber 

1. ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 

Ausbildung, Dienstzeiten 

(1) Die in dieser Verordnung vorgeschriebenen Ausbil­
dungs-, Einführungs- und Vorbereitungsdienstzeiten sind 
Mindestdienstzeiten. An den vorgeschriebenen Ausbil­
dungsgängen und Prüfungen kann nur teHnehmen, wer 
diese Dienstzeiten zuvor erfolgreich abgeleistet hat. Bei Be­
amten, die in der ersten Hälfte eines Monats eingestellt wer­
den, gilt der erste Tag des Monats als Beginn der Dienstzeit 
nach dieser Verordnung. Über die Zulassung zu den Lehr­
gängen für den mittleren Dienst vor der Laufbahnprüfung 
entscheidet die Ernennungsbehörde. 

(2) Polizeidienstzeit im Sinn dieser Verordnung ist die 
Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst vom Tag der Einstellung 
ab. 

(3) Die Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst des Bundes­
grenzschutzes gilt als Polizeidienstzeit im Sinn dieser Ver­
ordnung. Die Dienstzeit als Soldat in der Bundeswehr kann 
zur Hälfte auf die Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst ange­
rechnet werden. 

§ 14 

Vorbereitungsdienst 

(1) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst einer Lauf­
bahn des Polizeivollzugsdienstes ist nur in den in dieser Ver­
ordnung geregelten Fällen zulässig. 

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert in den Laufbahnen des 
mittleren Dienstes zwei Jahre und drei Monate, in den Lauf­
bahnen des gehobenen Dienstes drei Jahre. Für die Ausbil­
dung förderliche Zeiten einer beruflichen Tätigkeit können 
nach näherer Bestimmung in der Ausbildungsordnung bis 

zu einem Jahr auf den Vorbereitungsdienst angerechnet 
werden. 

(3) Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst führen fol­
gende Dienstbezeichnungen : 

1. in der Laufbahn des gehobenen Dienstes der Schutzpoli­
zei »PoIizeikommissaranwärter «, 

2. in der Laufbahn des mittleren Dienstes der Kriminalpoli­
zei » Kriminalanwärter «, 

3. in der Laufbahn des gehobenen Dienstes der Kriminal-
polizei» Kriminalkommis.saranwärter «. 

(4) Über die Zulassung der Beamten auf Widerruf im Vor­
~reitungsdienst zu den Lehrgängen mit Laufbahnprüfung 
für den gehobenen Dienst entscheidet das Innenministe­
rium. Die Zulassung kann jederzeit widerrufen werden. 

§ 15 

Prüfungen 

(1) Der Ausbildungs- oder Vorbereitungsdienst schließt in 
allen Laufbahnen mit der Laufbahnprüfung ab. 

(2) Die in dieser Verordnung vorgeschriebenen Prüfungen 
werden vor Prüfungsausschüssen abgelegt, deren Mitglieder 
bei ihrer Tätigkeit als Prüfer unabhängig und nicht an Wei­
sungen gebunden sind. 

(3) Die Prüfungsleistungen sind mit folgenden Noten zu be­
werten: 

sehr gut 

gut 

(1) = eine Leistung, die den Anford~rungen in 
besonderem Maße entspricht, 

(2) = eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht, 

befriedigend (3) = eine Leistung, die im allgemeinen den 
Anforderungen entspricht, 

ausreichend (4) eine Leistung, die zwar Mängel auf­
weist, aber im ganzen den Anforderun­
gen noch entspricht, 

mangelhaft (5) = eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen läßt. 
daß die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in ab­
sehbarer Zeit behoben werden könnten, 

ungenügend (6) = eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht und bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, daß 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht be­
hoben werden könnten. 

Für einzelne Prüfungsleistungen, nicht aber als Gesamt­
note, dürfen Zwisehennoten gegeben werden. 

(4) Die Prüfungsteilnehmer können innerhalb eines Jahres 
nach Abschluß der Laufbahnprüfung ihre Prüfungsakten 
einsehen. 
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(5) Bei Beamten auf Widerruf, die die Laufbahnprüfung end­

gültig nicht bestehen, endet das Beamtenverhältnis mit dem 
Ablauf des Tages, an dem ihnen das Prüfungsergebnis be­
kanntgegeben wird. 

2. ABSCHNITT 

Schutzpolizei 

1. Unterabschnitt 

Mittlerer Dienst 

§ 16 

Einstellung 

(1) In den mittleren Dienst der Schutzpolizei kann einge­

stellt werden, wer 

1. mindestens 17 und höchstens 25 Jahre alt ist und 

2. mindestens eine Hauptschule mit Erfolg besucht hat oder 
einen entsprechenden Bildungsstand besitzt. 

(2) Die Einstellung ist nur bei der Bereitschaftspolizei zulässig. 

(3) Frühere Beamte, die ihre Ausbildung bei der Bereit­
schaftspolizei erfolgreich abgeschlossen hatten, können 
auch im Polizeieinzeldienst wieder eingestellt werden. Sie 

dürfen höchstens 30 Jahre alt sein. 

§ 17 

Ausbildungsdienst 

(1) Der Ausbildungsdienst dauert, soweit sich nachstehend 

nichts anderes ergibt, drei Jahre und fünf Monate, für Poli­
zeibeamte, die mindestens das Zeugnis über den erfolgrei­
chen Besuch einef Realschule oder einen gleichwertigen BH­
dungsstand besitzen, zwei Jahre und fünf Monate. Das In­
nenministerium kann ihn allgemein oder nach Maßgabe des 
Ausbildungsstandes um höchstens sechs Monate verkürzen 
oder um ein Jahr verlängern, wenn dies dienstliche Belange 

erfordern. 

(2) Der Ausbildungsdienst umfaßt: 

1. ein Jahr allgemeinbildenden Vollzeitunterricht bei der Be­
reitschaftspolizei für Polizeibeamte, die nicht mindestens 
das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer Real­
schule oder einen gleichwertigen Bildungsstand besitzen, 

2. zwei Jahre polizeifachlichen Ausbildungsdienst bei der 
Bereitschaftspolizei und 

3. einen fünfmonatigen Lehrgang an der Landes-Polizei-

schule. 

. (3) Für Polizeibeamte mit dem Zeugnis der allgemeinen oder 

fachgebundenen Hochschulreife oder der Fachhochschul­
reife umfaßt der Ausbildungsdienst 

1. ein Jahr und sechs Monate polizeifachlichen Ausbil­
dungsdienst bei der Bereitschaftspolizei, 

2. mindestens fünf Monate Einzeldienst bei der Schutz­
polizei und 

3. einen:fünfmonatigen Lehrgang an der Landes-Polizei-

schule. 

Absatz 1 Satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Der allgemeinbildende Vollzeitunterricht bei der Bereit­
schaftspolizei wird durch die Landes-Polizeischule erteilt. 
Er schließt mit einer Prüfung ab. Das Bestehen dieser Prll­
fung ist Voraussetzung für die Teilnahme am polizeifach­

lichen Ausbildungsdienst nach Absatz 2 Nr.2. 

(5) Der polizeifachliche Ausbildungsdienst bei der Bereit­
schaftspoIi7.ei schließt mit der Laufbahnzwischenprüfung 

ab. In ihr werden die polizeifachlichen Kenntnisse geprüft 
und festgestellt, ob sich der Polizeibeamte ftir die weitere 
Ausbildung eignet. Nach dem Bestehen der Laufbahnzwi­
schenprüfung können die Polizeibeamten im Rahmen der 
besetzbaren Planstellen in den Polizeieinzeldienst versetzt 

werden. 

§ 18 

Probezeit 

Die Probezeit endet ein Jahr nach dem Erwerb der Befahi­
gung für die Laufbahn des mittleren Dienstes der Schutz­
polizei. Dies gilt auch für Beamte, die während dieses Jahres 

Ausbildungsdienst für eine andere Laufbahn des mittleren 
Polizeivollzugsdienstes leisten. 

§ 19 

Verwendung bei der Wasserschutzpolizei 

(1) Nach dem Bestehen der LaufbahnzwischenprUfung kann 
zur Wasserschutzpolizei versetzt werden, wer 

1. für den Dienst in der Wasserschutzpolizei geeignet er­

scheint und 

2. die bestandene Prüfung zum Deutschen Rettungs­
schwimmabzeichen der Deutschen Lebensrettungsgesell­
schaft in Silber oder des Deutschen Roten Kreuzes in 

Silber nachweist. 

(2) Die Einführung in die Aufgaben der Wasserschutzpoli­

zei dauert sechs Monate. 

(3) Im ersten Dienstj~ bei der Wasserschutzpolizei ist fest­
zustellen, ob sich die Beamten für den Dienst in der Wasser­
schutzpolizei eignen. Nicht geeignete Beamte werden in den 

anderen Polizeidienst versetzt. 

(4) Die Beamten sind verpflichtet, an wasserschutzpolizei­
fachlichen Lehrgängen und Prüfungen teilzunehmen und 

Schiffahrtspatente zu erwerben . 

§ 20 

Bewerber aus dem Bundesgrenzschutz 
mit Anspruch aufBerufsförderung 

(1) Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz auf Wider­
ruf in der Laufbahn der Grenzjäger und Unterführer kön­
nen, wenn der Nachwuchsbedarf für den Polizeieinzeldienst 
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nicht durch Beamte der Bereitschaftspolizei gedeckt werden 
kann, zur Laufbahn des mittleren Dienstes der Schutzpoli­
zei zugelassen werden und im Rahmen ihrer Fachausbil­
dung die Befähigung erwerben oder mit dem Erwerb der 
Befähigung beginnen, wenn sie 

1. Anspruch auf Fachausbildung für das spätere Berufsle­
ben nach § 12 des BundespolizeibeamtengesetzeS, 

2. eine Dienstzeit im Sinn von § 8 des Bundespolizeibeam­
tengesetzes von mindestens vier Jahren abgeleistet, 

3. die Abschlußprüfung des Pflichtunterrichts an der Grenz­
schutzfachschule bestanden haben, 

4. höchstens 35 Jahre alt sind und 

5. die Einstellungsvoraussetzungen des § 4 Abs. 3 Nr. ibis 6 
und des § 16 Abs.l Nr.2 erfüllen und polizeidienstfähig 
sind; 

Über die Zulassung entscheidet das Innenministerium. Die 
Zulassung kann jederzeit widerrufen werden. 

(2) Die Befähigung wird durch die Teilnahme am Lehrgang 
für den mittleren Dienst der Schutzpolizei und das Bestehen 
der Laufbahnprüfung erworben. Bewerber, die nicht min­
destens das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer 
Realschule oder einen gleichwertigen Bildungsstand besit­
zen, haben vor dem Laufbahnlehrgang am allgemeinbilden­
den Vollzeitunterricht bei der Bereitschaftspolizei nach § 17 
Abs.2 Nr.l teilzunehmen; das Bestehen der Abschlußprü­
fung dieses Lehrgangs ist Voraussetzung für die Teilnahme 
am Laufbahnlehrgang. 

(3) Die Bewerber werden nach ihrem Ausscheiden aus dem 
Bundesgrenzschutz· im Polizeieinzeldienst oder, wenn sie 
am allgemeinbildenden Vollzeitunterricht bei der Bereit­
schaftspolizei teilnehmen müssen, bei der Bereitschaftspoli­
zei angestell t. 

(4) Eingangsamt ist 

1. für Beamte, die die Befähigung noch erwerben müssen, 
das Amt des Polizeioberwachtmeisters, 

2. für Beamte, die die Befähigung vor der Anstellung erwor-
ben haben, das Amt des Polizeihauptwachtmeisters. 

Das Amt des Polizeihauptwachtmeisters darf Beamten, die 
die Befähigung erworben haben, vor Ablauf eines J.ahres 
nach der Anstellung verliehen werden. 

(5) Für frühere Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenz­
schutz, die keinen Anspruch auf Berufsförderung mehr ha­
ben, gilt § 21 Abs.l Satz 2, Abs. 2 Satz 3 sowie Abs. 3 Satz 1 
und Abs. 4 entsprechend. 

§ 21 

Bewerber aus der Bundeswehr 

mit Anspruch auf Berufsförderullg 

(1) Soldaten auf Zeit in den Laufbahnen der Unteroffiziere 
können zur Laufbahn für den mittleren Dienst der Schutz-

polizei zugelassen werden und die Befähigung erwerben 
oder mit dem Erwerb der Befähigung beginnen, wenn sie 

1. auf Grund einer Verptlichtungszeit von mindestens vier 
Dienstjahren bei der Bundeswehr ·Anspruch auf Fach­
ausbildung haben oder hatten, 

2. unbeschadet des § 7 Abs.2 des Soldatenversorgungsge­
setzes höchstens 35 Jahre alt sind und 

3. die Einstellungsvoraussetzungen des § 4 Abs. 3 Nr.l bis 8 

und des § 16 Abs.l Nr.2 erfüllen. 

Über die Zulassung entscheidet die Bereitschaftspolizei­
direktion. Die Zulassung kann jederzeit widerrufen werden. 

(2) Die Befähigung wird erworben durch 

1. die Teilnahme am Ausbildungsdienst bei der Bereit­
schaftspolizei; er umfaßt: 

a) für Bewerber, die nicht mindestens das Zeugnis über 
den erfolgreichen Besuch einer Realschule oder einen 
gleichwertigen Bildungsstand besitzen, ein Jahr allge­
meinbildenden Vollzeitunterricht mit Prüfung nach 
§ 17 Abs. 2 Nr.l und Abs.4 und 

b) zwei Jahre polizeifachlichen Ausbildungsdienst nach 
§ 17 Abs.2 Nr.2, 

2. das Bestehen der Laufbahnzwischenprüfung, 

3. die Teilnahme am Lehrgang für den mittleren Dienst der 
Schu tzpolizei und 

4. das Bestehen der Laufbahnprüfung. 

Bei den Soldaten der Feldjägertruppe, die mindestens die Ab­
schlußprüfung eines Grundlehrgangs an der Bundeswehr­
fachschule bestanden haben, entfallen Nummer 1 Buchst. b 
und Nummer 2. Die Zulassungsbehörde kann bei man­
gelndem Kenntnisstand der Bewerber anordnen, daß sie vor 
der Teilnahme am Lehrgang einen Ausbildungsdienst bei 
der Bereitschaftspolizei zu leisten und die Laufbahnzwi­
schenprüfung abzulegen haben. 

(3) Die Soldaten werden bei Beginn ihrer Ausbildung bei der 
Bereitschaftspolizei oder, wenn sie am Ausbildungsdienst 
dort nicht teilzunehmen brauchen, im Polizeieinzeldienst an­
gestellt. 

(4) Eingangsamt ist das Amt des Polizeioberwachtmeisters. 
Das Amt des Polizeihauptwachtmeisters darf Beamten; die 
die Befähigung erworben haben, vor Ablauf eines Jahres 
nach der Anstellung verliehen werden. 

(5) Soldaten, die das Zeugnis der Abschlußprüfung des Auf­
baulehrgangs der Bundeswehrfachschule erworben haben, 
besitzen die Vorbildungsvoraussetzung für den Aufstieg. 

§ 22 

Bewerber für den Polizeimusikdienst 

(1) In den mittleren Dienst der Schutzpolizei kann zur Ver­
wendung imPolizeimusikdienst eingestellt werden, wer 
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1. a) eine Orchesterschule mit Erfolg besucht hat und ein 
entsprechendes Abschlußzeugnis besitzt oder 

b) sich entsprechende Kenntnisse durch mehrjährige Be­
rufserfahrung erworben hat und mindestens ein Or­
chesterinstrument beherrscht und 

2. mindestens 23 und höchstens 40 Jahre alt ist. 

An der Einstellungsprüfung bei der Bereitschaftspolizei­
direktion nach § 4 Abs. 3 Nr.8 und Abs.4 ist der Leiter des 
Polizeimusikkorps, in dem der Bewerber verwendet werden 
soll, zu -beteiligen. 

(2) Die Einstellung in den Polizeieinzeldienst bei der Schutz­
polizei ist zulässig. 

(3) Die Befähigung wird erworben durch 

1. die Teilnahme an einem Ausbildungsdienst bei der 
Schutzpolizei; dieser dauert ein Jahr und sechs Monate, 

2. die Teilnahme am Lehrgang für den mittleren Dienst der 
Schutzpolizei und 

3. das Bestehen der Laufbalmprüfung; diese beschränkt 
sich auf die Prüfungsfächer Polizeirecht, Verkehrsrecht, 
Straf-, Strafprozeß- und Zivilrecht. 

(4) Eingangsamt ist das Amt des Polizeioberwachtmeisters. 
Das Amt des Polizeihauptwachtmeisters braucht nicht 
durchlaufen zu werden. 

§ 23 

Eintrittsalter in besonderen Fällen 

(1) Das Innenministerium kann das Höchstalter für die Ein­
stellung nach § 16 Abs.l Nr.l für einzelne Einstellungster­
mine bis auf 35 Jahre heraufsetzen, wenn nicht genügend 
jüngere Bewerber vorhanden sind. 

(2) Abweichend von § 16 Abs.l Nr.l kann eingestellt wer­
den, wer mindestens 23 und 

1. höchstens 3 5 Jahre al t ist und sich im Freiwilligen Polizei­
dienst oder als gemeindlicher Vollzugsbeamter im Sinn 
von § 76 des Polizeigesetzes in mindestens fünf jähriger 
Tätigkeit bewährt hat, 

2. höchstens 30 Jahre alt ist und 

a) eine mindestens dreijährige Fahrzeit in der See- oder 
Binnenschiffahrt an Deck oder an der Maschine nach­
weisen kann und nach dem Erwerb der Befähigung für 
den mittleren Dienst der Schutzpolizei in der Wasse:r;­
schutzpolizei verwendet werden soll oder 

b) die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
»Krankenpfleger« besitzt und nach dem Erwerb der 
Befähigung für den mittleren Dienst der Schutzpolizei 
im Polizeisanitätsdienst verwendet werden soll. 

Eingangsamt ist das Amt des Polizeioberwachtmeisters. 

2. Unterabschnitt 

Gehobener Dienst 

§ 24 

Erwerb der Befähigung, Ausbildungsdienst, 

Vorbereitungsdienst 

(1) Die Befähigung für die Laufbahn des gehobenen Dien­
stes der Schutzpolizei wird durch die Ableistung des Ausbil­
dungsdienstes oder des Vorbereitungsdienstes und das Be­
stehen der Laufbahnprüfung an der Fachhochschule für 
Polizei erworben. Das Nähere wird in der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen Polizeivollzugsdienst 
geregelt. 

(2) Der Ausbildungsdienst dauert drei Jahre.* 

(3) Voraussetzung für die Aufnahme des Studiums an der 
Fachhochschule für Polizei ist die Zulassung zum gehobe­
nen Dienst der Schutzpolizei. 

• Artikel 2 Abs. 3 der Fünften Änderungsverordnung vom 14. Sep­
tember 1979, in Kraft getreten am 1. Oktober 1979, bestimmt: 

»(3) Beamte, die bis zum 31. Dezember 1983 zur Ausbildung für die 

Laufbahnen des gehobenen Polizeivollzugsdienstes zugelassen wer 
den, erwerben die Befähigung für die Laufbahnen des gehobenen 
Dienstes der Schutzpolizei oder der Kriminalpolizei abweichend 
von §§ 25, 25b, 39 und 40 LVOPol (jetzt: §§ 24,26, 35 und 36 
LVOPöl) bereits nach einem Ausbildungsdienst oder Vorberei­
tungsdienst von zwei Jahren.« 

§ 25 

Zulassung zum Aufstieg 

(1) Zum Aufstieg in die Laufbahn des gehobenen Dienstes 
der Schutzpolizei kann zugelassen werden, wer als Beamter 
des mittleren Dienstes der Schutzpolizei 

1. die Laufbahnprüfung für seine bisherige Laufbahn min­
destens mit der Note» befriedigend« bestanden hat; 
diese Bestimmung gilt für andere Bewerber bei ihrem 
erstmaligen Aufstieg nicht, 

2. nach dem Erwerb der Befähigung in seiner bisherigen 
Laufbahn überdurchschnittliche Keimtnisse und Leistun­
gen gezeigt und sich bewährt hat, 

3. die Probezeit erfolgreich abgeleistet hat, 

4. mindestens fünf Jahre Polizeidienst geleistet hat, 

5. höchstens 33 Jahre alt ist, 

6. nach seinen Fähigkeiten, seinen dienstlichen Leistungen 
sowie nach seiner Persönlichkeit und nach den Feststel­
lungen in einem Auswahlverfahren sich als geeignet er­
weist und 

7. a) ein Zeugnis besitzt, das die allgemeine oder fachgebun­
dene Hochschulreife oder die Fachhochschulreife ver­
leiht oder 
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b) einen mindestens gleichwertigen Bildungsstand be­

sitzt oder 

c) das Zeugqis der Abschlußprüfung des Lehrgangs zum 

Erwerb der Fachhochschulreife an der Landes -Polizei­

schule erwerben soll. 

Ob die Voraussetzung der Nummer 7 Buchst. b vorliegt, ent­
scheidet das Innenministerium im Einvernehmen mit dem 

Ministerium für Kultus und Sport und dem Finanzministe­
rium. Das Zeugnis nach Nummer 7 Buchst.c ist vor dem 
Beginn des Studiums an der Fachhochschule für Polizei 

nachzuweisen. 

(2) Polizeibeamte, die bei ihrer Einstellung das Zeugnis der 

allgemeinen oder fachgebundenen HochscI:lUlreife oder der 
Fachhochschulreife besitzen, können unmittelbar nach dem 
Erwerb der Befähigung für die Laufbahn des mittleren 
Dienstes im Rahmen des dienstlichen Bedürfnisses zur 
Laufbahn des gehobenen Dienstes der Schutzpolizei zuge­
lassen werden. Absatz 1 Satz 1 Nr.1, 5 und 6 gilt entspre­

chend. 

§ 26 

Einstellung von Polizeikommissaranwiirtertt 

(1) In den Vorbereitungsdienst der Laufbahn des gehobenen 

Dienstes der Schutzpolizei kann im Rahmen des dienstli­
chen Bedürfnisses eingestellt werden, wer 

1. a) mindestens das Abschlußzeugnis einer Fachhoch­
schule besitzt oder 

b) eine nach Feststellung des Innenministeriums für die 
Verwendung im gehobenen Dienst der Schutzpolizei 

förderliche Fachbildung nachweist und ein Zeugnis 
über die allgemeine oder fachgebundene Hochschul­
reife oder Fachhochschulreife besitzt und 

2. höchstens 30 Jahre alt ist. 

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre. § 24. Abs.l 

gilt entsprechend. 

(3) Die Probezeit dauert zwei Jahre und sechs Monate. Sie 
kann für Beamte, die die Laufbahnprüfung mit einer besse­

ren Note als »befriedigend« bestanden haben, bis auf ein 
Jahr und sechs Monate gekürzt werden, wenn sie sich in der 
Probezeit entsprechend bewährt haben. 

(4) Dienstzeiten im öffentlichen Dienst, die nicht schon 
nach § 14 Abs.2 Satz 2 auf den Vorbereitungsdienst ange­
rechnet worden sind, oder Zeiten, die der Beamte in einem 
seiner Laufbahn entsprechenden Beruf zurückgelegt hat, 
sollen auf die Probezeit angerechnet werden, wenn die Tä­
tigkei t nach Art und Bedeutung mindestens der Tä,tigkeit in 
einem Amt des betreffenden Fachgebiets entsprochen hat; 
mehr als ein Jahr darf jedoch nicht angerechnet werden. 

§ 27 

Bewerber für den Polizeimusikdiell8t 

(1) In den gehobenen Dienst der Schutzpolizei kann zur 
Verwendung als Leiter eines Musikkorps der Polizei einge­
steUt werden, wer 

1. ein Studium an einer Hochschule für Musik oder einem 
entsprechenden Musikinstitut mit Kapellmeisterexamen 
abgeschlossen hat, 

2. nach einem sechsmonatigen Einführungsdienst bei der 

Schutzpolizei am abschließenden fachtheoretischen Stu­
dienabschnitt an der Fachhochschule ftir Polizei teilge­
nommen hat und 

3. höchstens 40 Jahre alt ist. 

(2) Wer die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr.1 und 2 er­
füllt, besitzt die Befähigung für den gehobenen Dienst der 
Schutzpolizei. 

(3) Die Probezeit dauert ein Jahr; § 6 Abs.3 gilt entspre­

chend. 

3. Unterabschnitt 

Höherer Dienst 

§ 28 

Zulassung zum Au/stieg, Ausbildungsdiell8t 

(1) Zum Aufstieg in die Laufbahn des höheren Dienstes der 
Schutzpolizei kann zugelassen werden, wer als Beamter des 
gehobenen Dienstes der Schutzpolizei 

1. die Laufbahnprüfung für seine bisherige Laufbahn min­
destens mit der Note» befriedigend« bestanden hat; diese 
Bestimmung gilt für andere Bewerber bei ihrem erstmali­
gen Aufstieg nicht, 

2. nach dem Erwerb der Befähigung in seiner bisherigen 

Laufbahn überdurchschnittliche Kenntnisse und Leistun­
gen gezeigt und sich bewährt hat, 

3. sich mindestens im ersten Beförderungsamt befindet, 

4. mindestens drei Jahre Dienst im gehobenen Dienst der 
Schutzpolizei geleistet hat, 

5. höchstens 35 Jahre alt ist und 

6. nach seinen Fähigkeiten, seinen dienstlichen Leistungen 

sowie nach seiner Persönlichkeit und nach den Feststel­
lungen in einem Auswahlverfahren sich als geeignet er­

weist. 

(2) Der Ausbildungsdienst dauert zwei Jahre. Er umfaßt 

1. eine einjährige vielseitige Verwendung mit theoretischer 
und praktischer Ausbildung und 

2. einen einjährigen Lehrgang an der Polizei-Führungsaka­
demie. 
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3. ABSCHNITT 

Kriminalpolizei 

1. Unterabschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 

§29 

Allgemeine Voraussetzungen 

(1) In den Dienst der Kriminalpolizei werden in der Regel 

Beamte aus dem Dienst der Schutzpolizei übernommen. 

(2) In die Laufbahnen der Kriminalpolizei dürfen nur Be­
werber übernommen oder eingestellt werden, die für die 
Verwendung bei der Kriminalpolizei besonders geeignet er­

scheinen. 

§ 30 

Bewerber mit anderer Befähigung 

(l) Polizeidienstfähige Bewerber mit der Befähigung für eine 

nicht zum Polizeivonzugsdien~t gehörende Laufbahn des 
gehobenen Dienstes können die Befähigung für die Lauf­

bahn des gehobenen Dienstes der Kriminalpolizei durch An­
erkennung nach § 9 Abs.2 erwerben. Von der Einführungs­
zeit kann abgesehen werden, wenn die Eignung des Bewer­

bers offenkundig ist. 

(2) Polizeidienstfähige Bewerber für den höheren Dienst der 
Kriminalpolizei, die zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst befähigt sind, besitzen die Befähigung 
für die Laufbahn des höheren Dienstes der Kriminalpolizei. 

(3) Die Probezeit dauert für Beamte, deren Probezeit in 
ihrer bisherigen Laufbahn noch nicht abgelaufen ist, min­

destens ein Jahr, für Beamte, die, eine Probezeit noch nicht 
abgeleistet haben, drei Jahre. § 26 Abs. 3 Satz 2 und AbsA 
findet Anwendung; Dienstzeiten im Richterverhältnis auf 
Probe und im Beamtenverhältnis auf Probe in der Laufbahn 
des höheren Verwaltungsdienstes sind auf die Probezeit voll 
anzurechnen. § 6 Abs. 3 gilt entsprechend. 

2. Unterabschnitt 

Mittlerer Dienst 

§ 31 

Zulassung von Beamten der Schutzpolizei 

Zur Laufbahn des mittleren Dienstes der Kriminalpolizei 
kann zugelassen werden, wer 

1. die Befähigung für die Laufbahn des mittleren Dienstes 
der Schutzpolizei erworben hat und 

2. a) die Laufbahnprüfung für den mittleren Dienst der 
Schutzpolizei mindestens mit der Note »gut« bestan­

den hat oder 

b) mindestens neun Monate Polizeieinzeldienst oder 
Dienst bei den Einsatzhundertschaften der Bereit­
schaftspolizei geleistet hat. 

§ 32 

Ausbildungsdienst 

Der Ausbildungsdie~t dauert neun Monate; Er umfaßt: 

1. eine sechsmonatige praktische Ausbildung im Dienst der 
Kriminalpolizei und 

2. einen dreimonatigen Lehrgang für den mittleren Dienst 
der Kriminalpolizei an der Landes-Polizeischule. 

§ 33 

Einstellung von Kriminalanwärtern 

In den Vorbereitungsdienst der Laufbahn des mittleren 

Dienstes der Kriminalpolizei kann ehigesteIlt werden, wer 

1. mindeStens das Zeugnis über den erfolgreichen B~such 
einer Realschule oder einen gleichwertigen Bildungs­

stand besitzt und 

i. mindestens 19 und höchste~ 30 Jahre alt ist. 

§ 34 

Vorbereitungsdienst, Eingangsamt, Probezeit 

(1) Der Vorbereitungsdienst umfaßt 

1. zwei Jahre praktische Ausbildung mit theoretischer Un­
terweisung im'Dienst der Kriminalpolizei 'und 

2. einen dreimonatigen Lehrgang für den mittleren Dienst 
der Kriminalpolizei an der Landes-Polizeischule. 

Während der Ausbildung nach Satz 1 Nr.1 haben die Kri­

minalan""ärter am fünfmonatigen Lehrgang für den mittle­
ren Dienst der Schutzpolizei (§ 17 Abs. 2 Nr. 3) teilzunehmen 
und die Prüfung für diese Laufbahn als Laufbahnvorprü­
fung ~bzulegen; sie erwerben damit nicht die BefähigUng für 
diese Laufbahn. Die Ausbildungsordnung . und die Prü­

fungsordnung können für diesen Lehrgang und für diese 
Prüfung abweichende Lehr- und Prüfungsfächer für den 
Dienst der Kriminalpolizei vorsehen. 

(2) Die Probezeit dauert zwei Jahre. Sie kann für Beamte, 

die die Laufbahnprüfung mit einer besseren Note als »be­
friedigend« bestanden haben, bis auf ein Jahr gekürzt wer­
den, wenn sie sich in der Probezeit entsprechend bewährt 

, , 
haben. § 26 Abs.4 findet Anwendung, 

3. Unterabschnitt 

Gehobener Dienst 

§ 35 

Ausbildungsdienst, Jj:rwerb der Befähigung 
und Zulassung zum Aufstieg 

Für den Ausbildungsdienst, den Erwerb der Befähigung für 
die Laufbahn des gehobenen Dienstes der Kriminalpolizei 
und die Zulassung zum Aufstieg in die Laufbahn des geho­
benen Dienstes der Kriminalpolizei gelten §§ 24 und 25 
entsprechend. 
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§ 36 

Einstellung von Kriminalkommissaranwlirtern 

(1) In den Vorbereitungsdienst der Laufbahn des gehobenen 
Dienstes der Kriminalpolizei kann im Rahmen des dienst­
lichen Bedürfnisses eingestellt werden, wer 

1. a) mindestens das Abschlußzeugnis einer Fachhoch­
schule beSitzt oder 

b) eine nach Feststellung des Innenministeriums für die 
Verwendung im gehobenen Dienst der Kriminalpolizei 
förderliche Fachbildung nachweist und ein Zeugnis 
über die allgemeine oder fachgebundene Hochschul­
reife oder die Fachhochschulreife besitzt und 

2. höchstens 30 Jahre alt ist. 

(2) Der Vorbereitungsdienst dauert drei Jahre. § 24 Abs.l 
gilt entspreChend. 

(3) § 26 Abs.3 und 4 findet Anwendung. 

4. Unterabschnitt 

Höherer Dienst 

§ 37 

Zulassung zum Au/stieg, Ausbildungsdienst 

Für die Zulassung zum Aufstieg in 'die Laufbahn des höhe­
ren Dienstes der Kriminalpolizei und den Ausbildungs­
dienst gilt § 28 entsprechend. 

4. ABSCHNITT 

Beamte des Landesamts fUr Verfassungsschutz 

§ 38 

(1) Die Vorschriften fiber die Laufbahnen der Kriminalpoli­
zei gelten entsprechend für Beamte, die aus dem Polizeivoll­
zugsdienst in Planstellen des Landesamts für Verfassungs­
schutz eingewiesen sind oder werden (§ 147 LBG). 

(2) Der Ausbildungsdienst nach § 32, § 35 in Verbindung mit 
§ 24 Abs.1 und nach § 37 in Verbindung mit § 28 Abs. 2 Nr.1 
kann nach Maßgabe der Ausbildungs- und PrUfungsord­
nung zum Teil beim Landesamt für Verfassungsschutz ab­
geleistet werden. 

DRITTER TEIL 

Andere Bewerber 

§ 39 

Besondere Voraussetzungen für die Einstellung 

(1) Andere Bewerber sollen nur berücksichtigt werden, 
wenn keine geeigneten Laufbahnbewerber zur Verfügung 
stehen oder wenn die Berücksichtigung eines solchen Bewer­
bers von besonderem Vorteil für die dienstlichen Belange ist. 

(2) Andere Bewerber müssen durch ihre Lebens- und Berufs­
erfahrung befähigt sein, die Aufgaben der Laufbahn einer 

Fachrichtung des Polizeivollzugsdienstes wahrzunehmen. 
Ein bestimmter Vorbildungsgang und der für Laufbahnbe­
werber für den Erwerb der Befähigung vorgeschriebene Aus­
bildungs- oder Vorbereitungsdienst dürfen von ihnen für die 
Einstellung und Anstellung nicht gefordert werden. 

(3) Andere Bewerber dürfen nur eingestellt werden, wenn 
sie das 32. Lebensjahr, in den Laufbahnen des höheren 
Dienstes das 35.Lebensjahr, vollendet haben und nicht älter 
als 40 Jahre sind. 

(4) Andere Bewerber können in die Laufbahnen jeder Lauf­
bahngruppe eingestellt werden. 

§4O 

Probezeit 

Die Probezeit dauert drei Jahre. § 57 Abs.3 und 4 der Lan­
deslaufbahnverordnung findet Anwendung. 

§ 41 

Lau/bahnwechsel, Au/stieg 

Beim Laufbahnwechsel und beim Aufstieg finden die Vor­
schriften des zweiten Teils Anwendung. 

VIER TER TEIL 

Ausnahmen 

§ 42 

(1) Der Landespersonalausschuß kann auf Antrag des In­
nenministeriums 

1. Ausnahmen von folgenden Vorschriften dieser Verord­
nung zulassen: 

a) HöchstaIter für die Einstellung: 

§ 4 Abs.3 Nr.4 in Verbindung mit § 39 Abs.3, 

b) Überspringen von Ämtern bei der Anstellung oder bei 
Beförderungen: 

§ 6 Abs.4, § 8 Abs.4; von § 6 Abs.4 jedoch nur, wenn 
die AnsteUung im Eingangsamt im Hinblick auf das 
Lebensalter und die bisherige berufliche Tätigkeit eine 
unbillige Härte bedeuten würde, 

c) Anstellung vor Ablauf der Probezeit: 

§ 6 Abs.3 in Verbindung mit § 26 Abs.3, § 34 Abs.2 
für Kriminalanwärter mit einer nach Feststellung des 
Innenministeriums für die Verwendung im Dienst der 
Kriminalpolizei förderlichen Ausbildung, § 36 Abs.3 
und § 40 Satz 1, 

d) Beförderung während der Probezeit oder vor Ablauf 
eines Jahres nach der Anstellung oder der letzten Be­
förderung,: 

§ 8 Abs.2, 

e) Mindestdienstzeit für Beförderungen: 

§ 8 Abs.5 Nr.4 bis 6, 
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2. in Ausnahmefällen die Probezeit nach § 9 Al?s.3 Satz 2, 
§ 26 Abs.3, § 30 Abs.3, § 34 Abs.2 für Kriminalanwärter 
mit einer nach Feststellung des Innenministeriums für die 
Verwendung im Dienst der Kriminalpolizei förderlichen 
Ausbildung und § 40 Satz 1 bis auf sechs Monate abkür­
zen. 

(2) Wird einem Beamten nach Zulassung einer Ausnahme 
von § 6 AbsA bei der Anstellung ein Beförderungsamt ver­
liehen, so gilt dies zugleich als Beförderung. 

(3) Das Innenministerium kann Ausnahmen von folgenden 
Vorschriften dieser Verordnung zulassen: 

1. Prüfungsnote, sofern die Laufbahnprüfung mindestens 
12 Jahre zurückliegt und der Beamte überdurchschnitt­
liche Leistungen gezeigt hat: 

§ 25 Abs.l Satz 1 Nr.l und § 35, 

2. Höchstalter für die Zulassung zur nächsthöheren Lauf­
bahn: § 25 Abs.l Satz 1 Nr. 5, §28Abs.1 Nr.5, §§ 35 und 
37 bis zum 45. Lebensjahr, 

3. Mindestdienstzeit für die Zulassung zur nächsthöheren 
Laufbahn: 

§ 35 in Verbindung mit § 25 Abs.l Satz 1 NrA für Be­
amte, die Vorbereitungsdienst nach § 34 geleistet haben, 

4. Mindestdienstzeit des Ausbildungs-, Einführungs- oder 
Vorbereitungsdienstes : 

§ 13 Abs.l Satz 1 in Verbindnng mit § 14 Abs.2, § 17 
Abs. 3, § 19 Abs.2 und § 34 Abs.l Satz 1 für Kriminalan­
wärter mit einer nach Feststellung des Innenministeriums 
für die Verwendung im Dienst der Kriminalpolizei för­
derlichen Ausbildung, 

5. Höchstalter für die Einstellung: 

§ 16 Abs.3 Satz 2, § 33 Nr.2 für Kriminalanwärter mit 
einer nach Feststellung des Innenministeriums für die 
Verwendung im Dienst der Kriminalpolizei förderlichen 
Ausbildung, § 26 Abs.l Nr.2 und § 36 Abs.l Nr.2. 

(4) Die Bereitschaftspolizeidirektion kann Ausnahmen von 
§4 Abs.3 Nr.4 in Verbindung mit § 16Abs.l Nr.l hinsicht­
lich des Mindestalters für die Einstellung zulassen; um 
mehr als ein Jahr darf es jedoch nicht unterschritten werden. 

FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 43 

Überleitung 

(Nicht abgedruckt) 

§44 

Übergangsregelung für die Ausbildung 
und die Prüfungen 

(Nicht abgedruckt) 

§ 45 

Gleichstellung einer anderen Vorbildung 

Das Innenministerium kann einen in dieser Verordnung 
nicht vorgeschriebenen allgemeinen Bildungsstand einem in 
dieser Verordnung oder in der Ausbildungsordnung vorge­
schriebenen Bildungsstand gleichstellen und den Ausbil­
dungsdienst entsprechend verkürzen. Es kann vor der 
Gleichstellung den Nachweis einer erforderlichen Ergän­
zung des allgemeinen Bildungsstandes verlangen. 

§ 46 

Gleichstellung früherer Ausbildung, 
Lehrgänge und Prüfungen 

Das Innenministerium entscheidet, ob und inwieweit eine 
frühere Ausbildung oder frühere Lehrgänge und Prüfungen 
dem Ausbildungsstand oder den Lehrgängen und Prüfungen 
dieser Verordnung gleichzustellen sind. Es kann die Teil­
nahme an Ergänzungslehrgängen und -prüfungen anordnen. 

§47 

Inkra/ttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am l.Juni 1970 in Kraft.* 

(2) Zu diesem Zeitpunkt treten die Verordnung des Innen­
ministeriums über die Laufbahn der Polizei beamten (LV­
Pol) in der Fassung vom 3. März 1966 (GBI. S.33) und der 
Verordnung vom 5.Februar 1968 (GBI. S.60) und die Ver­
ordnung des Innenministeriums zur Bestimmung der Poli­
zeibeamten im Sinn des Landesbeamtengesetzes vom 15.De­
zember 1965 (GBI. S. 325) außer Kraft. 

• Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung in der 
ursprünglichen Fassung vom 14. Mai 1970 (GBI. S.186). 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Freiburg als höhere. Natursehutzbehörde 

über das Naturschutzgebiet »Brai« 

Vom 25. September 1979 

Auf Grund von §§ 21 und 58 Abs. 2 und 4 des Gesetzes zum 
Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft und über die 
Erholungsvorsorge in der freien Landschaft (Naturschutz­
gesetz NatSchG) vom 21.0ktober 1975 (GBI. S.654) wird 
verordnet: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Ge­
meinde Biederbach, Landkreis Emmendingen, wird zum 
Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet führt die 
Bezeichnung» Brai «. 
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§2 

Schutz gegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 6,7 ha. 

Es umfaßt die Flurstücke 157, 158, 162 (teilweise) und 163 

bis 166 der Gemarkung Biederbach. 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einer Karte im 

Maßstab 1 : 25000 und in einer Karte im Maßstab 1 : 1500 

rot eingetragen. Die Verordnung mit Karten wird bei der 

höheren Naturschutzbehörde in Freiburg verwahrt; eine 

Ausfertigung befindet sich bei der unteren Naturschutzbe­

hörde in Emmendingen. Die Verordnung mit Karten kann 

während der üblichen Sprechzeiten eingesehen werden. 

§3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung des Flachmoo­

res als Lebensraum einer seltenen Feuchtgebietsflora und 

als Landschaftsteil von besonderer Eigenart, der zur Viel­

falt und Schönheit der Landschaft beiträgt. 

§4 

Verhote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verbo­

ten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Verände­

rung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer 

nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträchtigung der 

wissenschaftlichen Forschung führen können oder geeignet 

sind, in anderer Weise dem Schutzzweck zuwiderlaufen. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landeshauordnung in 

der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder der Er­

richtung gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen 

anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen dieser 

Art zu verändern: 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu beseiti­

gen oder umzugestalten, Entwässerungsmaßnahmen 

durchzuführen, vorhandene Gräben zu verbreitern oder 

zu vertiefen oder auf andere Weise den Wasserhaushalt 

des Gebiets zu verändern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern oder abzu· 
lagern; 

6.· Plakate, Bild· oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzu­
bringen; 

7. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh­

men, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, 

sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester 

oder sonstige Brut-, Wohn- oder ZuBuchtstätten dieser 

Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. die Grundstücksnutzung zu ändern oder zu intensivie­

ren; 

10. die Flurstücke 162 bis 166 zu düngen; 

11. chemische Mittel.zur Bekämpfung von Schadorganis· 

men oder Pfianzenkrankheiten auszubringen; 

12. zu zelten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahrzeuge 

oder Verkaufsstände aufzustellen; 

13. das Schutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

14. Feuer anzumachen; 

15. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigungen 

oder Erschütterungen zu verursachen. 

§ 4 gilt nicht 

§5 

Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungSmäßige Ausübung der Jagd; 

2. rur die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nutzung in 

der bisherigen Art, in der bisherigen Intensität und im 

bisherigen Umfang mit der Maßgabe, daß 

a) die Wiesen nur zweimal im Jahr gemäht werden dür· 

fen; 

b) keine chemischen Mittel zur Bekämpfung von Schad­

organismen oder Pfianzenkrankheiten ausgebracht 

werden dürfen; 

c) die Flurstücke 162 bis 166 nicht gedüngt werden dür­

fen; 

d) auf den Flurstücken 162 bis 166 der zweite Wiesen­

schnitt nicht vor dem 15.0ktober ausgeführt werden 

darf; 

3. für die Unterhaltung und Instandsetzung der rechtmäßi­

gerweise bestehenden Wege und Entwässerungsgräben; 

4. für Pflegernaßnahmen, die von der höheren Naturschutz· 

behörde oder der von ihr beauftragten Stelle angeordnet 

werden; 

5. für behördlich angeordnete oder zugelasSene Beschilde­

rungen. 

§6 

Schutz- und Pflegemaßnahmen 

Zum Schutz, zur Erhaltung und zur Pflege des Naturschutz­

gebiets ist es erforderlich, die Flurstücke 162 bis 166 zwei­

mal im Jahr (2. Schnitt: nicht vor dem 15. Oktober), die übri­

gen Wiesen mindestens alle drei Jahre in der Zeit vom 

15. Oktober bis 15. Juni zu mähen und das Mähgut aus dem 

Schutzgebiet zu entfernen. 
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§7 

Befreiungen· 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach §63 

NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs~1 Nr.2 NatSchG 
handelt, wer in dem Naturschutzgebiet ,vorsätzlich oder 

fahrlässig eine der nach § 4 dieser Verordnung verbotenen 
Handlungen vornimmt. 

§9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 

Kraft. 

FREIBURG i. Br., den 25. September 1979 DR. PERSON 

Verordnung des Regierungspräsidiums 

Freiburg als höhere Naturschutzbehörde 

über das Naturschutzgebiet »Bodenseeufer« 
auf Gemarkung Markelfingen 

Vom 25. September 1979 

Auf Grund von § 60 Abs.2 des Gesetzes zum Schutz der 
Natur, zur Pflege der Landschaft und über die Erholungs­
vorsorge in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz -
NatSchG) vom 21. Oktober 1975 (GBI. S.654) wird verord­

net: 

§ 1 

Einstweilige Sicherstellullg 

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet der 
Stadt Radolfzell, Orts teil Markelfingen, Landkreis Kon­

stanz, werden auf die Dauer von zwei Jahren als Natur­
schutzgebiet einstweilen sichergestellt. Das Schutzgebiet 
führt die Bezeichnung »Bodenseeufer «. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Schutigebiet umfaßt den Uferstreifen zwischen 
Bahnlinie und Bodensee, der sich von dem Flurstück 1711 
im Westen bis zum Flurstück 321 im Süden (jeweils ein­
schließlich) erstreckt, ausgenommen das Fn:izeitgelände im 

Gewann Kleine Espen (Badeplatz, Campingplatz, Trocken­
liegeplatz; öffentliche Grünfläche). 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einer Karte im 
Maßstab 1: 25000 und in einer Karte im Maßstab 1 : 5000 
rot eingetragen. Die Verordnung mit Karten wird bei der 
höheren Naturschutzbehörde in Freiburg verwahrt; eine 

Ausfertigung befindet sich bei der unteren Naturschutz-

behörde in Konstanz. Die Verordnung mit Karten kann 

während der üblichen Sprechzeiten eingesehen werden. 

§ 3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung des Bodensee­
ufers als Lebensraum zahlreicher seltener Pflanzen~und 

Tierarten, insbesondere Vogelarten, sowie als Landschaft 
von besonderer Eigenart und Schönheit. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Schutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die 
zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des 

Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer nachhalti­
gen StÖrung oder zu einer Beeinträchtigung der wIssen­
schaftlichen Forschung führen können oder geeignet sind, 

in anderer Weise dem SchutzzWeck zuwiderzulaufen. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in 

der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder der Er­

richtung gleichgestellte Maßnahmen durch?:~führen; 

2. Straßen, Wege" Plätze oder sonstige Verkelrrsanlagen 

anzulegen" Leitungen zu verlegen od_er Anlagen diesl<r 

Art zu, verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu besei­
tigen oder umzugestalten oder andere Maßnahmen 

durchzuführen, die den Wasserha,ushalt des Ge~il<t~ ver­

ändern; 

5 .. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern oder abzu­

lagern; 

6; Plakate, Bild- oder SchrifUafeln aufzustellen oder anzu­

bringen; 

7. Modellflugzeuge zu b!:treiben; 

,8. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh­
,men, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, 
sie mutwillig zu beum:'uhigen, sie zu fangen, zu'verletzen 
oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester 
oder sonstige Brut", Wohn- oder Zufluchtstätten dieser 
Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

W. die Grundstücksnutzung zu ändern oder zuinteqsivie­

ren; 

11 .. chemische Mittel zur Bekämpfung von Schadorganis­

men oder Pflanzenkrankheiten auszubringen; 

12. zu zelten, zu lagern oder Wohnwagen,sonstige F:ahr­
zeuge oder Verkaufsstände aufzustellen; 

13;, das Gebiet mit Kraftfahrzeugen zu befahren; 
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14. das Gebiet außerhalb von ,Wegen zu betreten; 

15. Feuer anzumachen; 

16. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigungen 

oder Erschütterungen zu verursachen. 

§ 4 gilt nicht 

§5 
Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd und der 

Fischerei in der bisherh~en Art, in der bisherigen Inten­
sität und im bisherigen Umfang; 

2. für die ordnungmäßige land- und forstwirtschaftliche 

Nutzung in der bisherigen Art, in der bisherigen Inten­

sität und im bisherigen Umfang; 

3. für die sonstige, bisher rechtmäßigerweise ausgeübte 

Nutzung der Grundstücke und der rechtmäßigerweise 

bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art, in der 

bisherigen Intensität und im bisherigen Umfang sowie 

deren Unterhaltung und Instandsetzung; 

4. für Pflegemaßnahmen, die von der höheren Naturschutz­

behörde oder der von ihr beauftragten Stelle angeordnet 
werden; 

5. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde­
rungen; 

6. für Handlungen, die vo,r Inkrafttreten dieser Verordnung 
behördlich genehmigt wurden. 

§6 

Befreiungen 

V<;>n den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§7 

OrdnungswidrigkeiteIl 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.l Nr.2 NatSchG 

handelt, wer eine nach § 4 dieser Verordnung verbotene 
Handlung vornimmt. 

§8 

Inkrafttreten ' 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung des Landratsamtes Kon­

stanz zum Schutz von Landschaftsteilen im Bereich des 

Bodenseeufers des Landkreises Konstanz vom 13.August 

1952 (Südkurier vom 26. August 1972) insoweit außer Kraft, 

als sie sich auf den Geltungsbereich dieser Verordnung be­
zieht. 

. ~.",; ...... , FRBIBURG J:BR., den 25. September 1979 
DR.PERSON 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Fl'eiburg als höhere Naturschutzbehörde 

über das Naturschutzgebiet» Wutacllilühen« 

Vom 27. September 1979 

Auf Grund der §§ 21, 58 Abs.2 und 4 und 64 Abs.1 Nr.2 des 

Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft 

und über die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft 

(Naturschutzgesetz - NatSchG) vom 21. Oktober 1975 

(GBI.S.654), wird verordnet: 

§ 1 

Erkliirung zum Scllutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Ge­

meinden StUhlingen, Landkreis Waldshut, und Blumberg, 

Schwarzwald-Baar-Kreis, wird zum Naturschutzgebiet er­

klärt. Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung» Wu­

tachflühen «. 

§2 

Schutzgegenstal1d 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca. 374 ha. 

Es umfaßt das Wutachtal zwischen Letterngrabeneinschnitt 

sowie Gemarkungsgrenze Aachdorf I Fützen im Norden und 

Weilergrabeneinschnitt sowie Gemarkungsgrenze Fützen I 
Grimmelshofen im Süden. Im Osten und Westen ist das 

Schutzgebiet - hier unter ganzer bzw. teil weiser Einbezie­

hung der Gewanne GelbfelsIe, Gaßäcker, Öfele, Tropfelen­

grund, Tropfelenholz, Unter Tropfelenholz und Ober Rie­

dem (Gemarkung Blumegg) - überwiegend begrenzt durch 

die Hangkante bzw. die Waldgrenze. 

(2) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einer Karte im 

Maßstab 1 : 25000 und in einer Karte im Maßstab 1 : 5000 

rot eingetragen. Die Verordnung mit Karten wird bei der 

höheren Naturschutzbehörde in Freiburg verwahrt; eine 

Ausfertigung befindet sich bei der unteren Naturschutzbe­

hörde in Waldshut und in Villingen-Schwenningen. Die 
Verordnung mit Karten kann während der üblichen Sprech­

zeiten eingesehen werden. 

§ 3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung des als Wutach­

flühen bezeichneten Teils des Wutachtals zwischen dem Ein­

schnitt des Letterngrabens im Norden und des Weilergra­

benbachs im Süden 

1: ids Naturraum von besonderer Eigenart und Schönheit; 

2. als geologisch, insbesondere erdgeschichtlich bedeutsam­

ster Naturaufschluß des Muschelkalks in Süddeutsch­

land; 

3. als Lebensraum artenreicher Gesellschaften seltener, zum 

Teil vom Aussterben bedrohter Pflanzen- und Tierarten. 
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§4 

Verbote 

(1) In dem Schutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die 
zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung oder zu 
einer nachhaltigen Störung des Schutzgebietes oder seiner 
Bestandteile führen können oder die geeignet sind, in an­
derer Weise dem Schutzzweck zuwider zu laufen. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in 
der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder der Er­
richtung g1eichgesteIIteMaßnahmen durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen an­
zulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen dieser Art 
zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern, Bodenbestandteile, ins­
besondere Mineralien und Fossilien aufzusuchen, freizu­
legen oder zu entfernen; 

4. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu beseiti­
gen oder umzugestalten oder andere Maßnahmen durch~ 
zuführen, die den Wasserhaushalt des Gebiets verän­
dern; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern oder abzu­
lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzu­
bringen; 

7. pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, 
sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester 
oder sonstige Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten dieser 
Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. die Grundstücksnutzung zu ändern oder zu intensivie­
ren; 

10. zu zeIten, zu lagern, Wohnwagen, sonstige Fahrzeuge 
oder Verkaufsstände aufzustellen; 

11. in der Zeit vom l.März bis 31.Juli den östlichen Tal­
hang zwischen Wutach und Hangkante bzw. Straße 
Aachdorf - Fützen sowie einen 50 m breiten Streifen 
westlich der Wutach außerhalb von Wegen zu betreten; 

12. in der Zeit vom 1. März bis 31. Juli die Wutach mit Boo­
ten zu befahren; 

13. außerhalb von eingerichteten und gekennzeichneten 
Feuerstellen Feuer anzumachen; 

14. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigungen 
oder Erschütterungen zu verursachen. 

(1) § 4 gilt nicht 

§5 

Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd und der Fi­
scherei; 

2. a) für die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nutzung 
oberhalb der 600-m-Höhenlinie westlich der Wutach 
mit der Maßgabe, daß die BodengestaIt nicht verän­
dert und Feldgehölze in ihrem Bestand nicht beein­
trächtigt oder verändert werden dürfen; 

b) für die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nutzung 
in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang im 
ührigen Schutzgebiet; 

die 6OO-m-Höhenlinie ist in der Karte MI: 5000 durch 
eine blaue Linie dargestellt; 

3. für die ordnungsmäßige forstwirtschaftliehe Nutzung in 
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang mit der 
Maßgabe, daß die Waldbestände östlich der Wutach mit 
Ausnahme der im Gewann Westerholz oberhalb der 
Traufoberkante gelegenen nur mit standortgerechten, 
einheimischen Laubgehölzen verjüngt werden dürfen und 
im übrigen Schutzgebiet der Laubholzanteil nicht ver­
ringert werden darf; 

4. für die sonstige bisher rechtmäßigerweise ausgeübte Nut­
zung der Grundstücke sowie der rechtmäßigerweise be­
stehenden Einrichtungen in der bisherigen Art und im bis­
herigen Umfang sowie deren Unterhaltung und Instand­
setzung; 

5. für Pflegernaßnahmen, die von der höheren Naturschutz­
behörde oder der von ihr beauftmgten Stelle angeordnet 
werden; 

6. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde­
rungen; 

7. für notwendige Handlungen in Ausübung einer amtlichen 
oder ehrenamtlichen Überwachungstätigkeit; 

8. für sofort erforderliche Maßnahmen der amtlichen Ge­
wässerschau in Fällen höherer Gewalt zur Gewährlei­
stung des Wasserabflusses, z. B. bei Erdrutsch. 

(2) Handlungen, die nach Abs.l nicht unter die Verbotsvor­
schriften fallen, sind so auszuführen, daß der Schutzzweck 
der Verordnung möglichst wenig beeinträchtigt wird. 

§6 

Befreiungen 

Von den Verboten des § 4 kann die höhere Naturschutzbe­
hörde nach § 63 Naturschutzgesetz Befreiung erteilen. 
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§7 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr. 2 Naturschutz­
gesetz handelt, wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder 
fahrlässig eine nach § 4 dieser Verordnung verbotene Hand­
lung vornimmt. 

§8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung des Landratsamtes 
Waldshut zur Sicherung von Naturdenkmalen im Landkreis 
Waldshut vom 13. Oktober 1949, bekanntgemacht durch 
Anschlag an den amtlichen Verkündungstafeln der Ge­
meinden des Landkreises Waldshut, insoweit außer Kraft, 
als sie den Schuttkegel mit Sinterhöhle auf dem Gebiet der 
Stadt Stühlingen, Gemarkung Blumegg, (Nr.16a der Liste 
zur Verordnung) betrifft. 

FREIBURG i. Br., den 27. September 1979 DR. PERSON 

Verordnung des Regiel'ungspräsidiums 
Freiburg als höhere Naturschutzbehörde 

über das Naturschutzgebiet »Taubergießen« 

Vom 27. September 1979 

Auf Grund von §§ 21 und 58 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz 
der Natur, zur Pflege der Landschaft und über die Erho­
lungsvorsorge in der freien Landschaft (Naturschutzgesetz­
NatSchG) vom 21. Oktober 1975 (GBI. S.654) wird verord­
net: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Ge­
meinden Rheinhausen, Landkreis Emmendingen sowie der 
Gemeinden Rust und Kappel-Grafenhausen, Ortenaukreis, 
einschließlich des der französischen Gemeinde Rhinau ge­
hörenden Gebietes, wird zum Naturschutzgebiet erklärt. 
Das Naturschutzgebiet führt die Bezeichnung »Taubergie­
ßen«. 

§2 

Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 1601 ha. 
Es wird begrenzt: im Süden durch den Leopoldskanal, im 
Westen durch den Rheinuferweg und im Norden durch die 
Gemarkungsgrenze Kappel-Grafenhausen I Schwanau; die 
Ostgrenze des Schutzgebiets folgt im wesentlichen von Nor­
den nach Süden: der Gemarkungsgrenze Kappel-Grafen­
hausen I Schwanau, unter Einbeziehung der Gewanne» Das 

Aule«, »Graberau«, »Grünköpfle« und »Der Grün« dem 
Rand der Niederterrasse und dem Hochwasserdamm, der 
Elz, der Alten Elz, unter Einbeziehung des Gewanns» Un­
terheinmatt«, einem parallel zur Elz verlaufenden F.eldweg, 
dem Hochwasserdamm bis zu dessen Ende im Gewann 
»Fixenaumättle«, der Blinden Elz, unter Einbeziehung des 
Gewanns »Aumatte« Grundstücksgrenzen in wechselndem 
Abstand zur Blinden Elz, nach deren Überquerung bei der 
Zuckerbrücke dem Hochwasserdamm bis zum Inneren 
Rhein und unter Einbeziehung der Gewässerufer dem Inne­
ren Rhein und der Waldgrenze bis zum Leopoldskanal. 

(2) Die Grenzen des Schutzgebiets sind in einer Karte im 
Maßstab 1 : 25000 und in zehn Karten im Maßstab 1: 5000 
rot eingetragen. Die Verordnung mit Karten wird bei der 
höheren Naturschutzbehörde in Freiburg verwahrt; je eine 
Ausfertigung befindet sich bei der unteren Naturschutzbe­
hörde in Emmendingen und in Offenburg. Die Verordnung 
mit Karten kann während der üblichen Sprechzeiten einge­
sehen werden. 

§3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung der geschützten 
Rheinaue 

1. als Naturraum von besonderer Eigenart und Schönheit; 

2. als Lebensraum zahlreicher Tier- und Pflanzengesell­
schaften mit seltenen, zum Teil vom Aussterben bedroh­
ten Tier- und Pfianzenarten; 

3. als Demonstrations- und Forschungsobjekt mehrerer na­
turwissenschaftlicher Disziplinen, insbesondere der Bio­
logie und der Hydrologie. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verbo­
ten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Verände­
rung des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer 
nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträchtigung der 
wissenschaftlichen Forschung führen können oder geeignet 
sind, in anderer Weise dem Schutzzweck zuwiderzulaufen. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in 
der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder der Er­
richtung gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen; 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen dieser 
Art zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu beseiti­
gen oder umzugestalten; Entwässerungsmaßnahmen 
durchzuführen oder auf andere Weise den Wasserhaus-
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halt des Gebietes zu verändern oder durch Einbringen 
von chemischen Stoffen die Wasserqualität nachteilig zu 
beeinflussen; 

5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern oder abzu­
lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzu­
bringen; 

7. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh­
men, zu beschädigen oder zu zerstören; 

8. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, 
sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester 
oder sonstige Brut-, Wohn- oder ZuHuchtstätten dieser 
Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. Modellflugzeuge zu, betreiben; 

10. Wiesen oder Brachland in Ackerland umzuwandeln, bis­
lang nicht gedüngte Flächen zu düngen oder auf andere 
Weise die Grundstücksnutzung zu ändern oder zu inten­
sivieren; 

11. chemische Mittel zur Bekämpfung von Schadorganis­
men oder Pflanzenkrankheiten auszubringen; 

12. zu zelten, zu lagern oder Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufsstände aufzustellen; 

13. das Schutzgebiet außerhalb der Wege zu betreten; 

14. andere· als die in der Schutzgebietskarte im Maßstab 
1: 25000 blau dargestellten Wasserläufe mit Booten zu 
befahren oder auf den für den Bootsverkehr freigegebe­
nen Wasserläufen mit motorgetriebenen Booten zu fah­
ren; 

15. Feuer anzumachen; 

16. ohne zwingenden Grund Lärm, Luftverunreinigungen 
oder Erschütterungen zu verursachen; 

17. Volkswanderungen oder andere Veranstaltungen durch­
zuführen, die geeignet sind, eine größere Zahl von Men­
scpen (ab 40 Personen) anzulocken oder Lärm in das 
Schutzgebiet zu tragen. 

§ 4 gilt nicht 

§5 

Zulässige Handlungen 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd; 

2. für die ordnungsmäßige Ausübung der Berufsfischerei in 
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang mit der 
Maßgabe, daß die Gewässer nur mit durch Ruder fort­
bewegten Booten befahren werden dürfen; 

3. für die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nutzung in 
der bisherigen Art, in der bisherigen Intensität und im bis­
herigen Umfang mit der Maßgabe, daß die bewirtschafte­
ten Wiesen der in der Schutzgebietskarte im Maßstab 
1: 5000 

a) gelb umrandeten Flächen nicht vor dem 30. Juni eines 
Jahres gemäht und alle drei Jahre mit höchstens 
200 kg I ha Thomasmehl und 100 kg I ha Kalisalz ge­
düngt werden dürfen; 

b) grün umrandeten Flächen darüber hinaus nicht vor 
dem 15. Juli eines Jahres gemäht werden dürfen; 

c) blau umrandeten Flächen darüber hinaus nicht vor 
dem 15.August eines Jahres gemäht werden dürfen; 

4. für die ordnungsmäßige forst wirtschaftliche NutzuJ;l8, tpit 
derMaßgabe,daß 

a) entsprechend näherer Regelung in Bewirtschaftungs­
richtlinien die Bestände des Silberweidenwaldes und 
einzelne Bestände der Hartholzaue erhalten werden 
müssen; 

b) die natürliche Bestockung entlang der Gewässer inner­
halb eines. 10 m breiten Streifens entsprechend näherer 
Regelull$ . in Bewirtschaft1,lngSJ;ichtlinien nur einzel­
stamm- oder abschnittsweise zu nutzen und wiederher­
zustellen ist; 

c) die Waldbestände im übrigen entsprechend den im 
Einvernehmen mit der höheren Naturschutzbehörde 
aufgestellten Richtlinien (Betriebszieltypen- und Be­

triebsformenplanung) zu bewirtschaften sind, die an 
den potentiellen natürlichen WaldgeseIlschaften orien­
tiert sein müssen; 

5. für die sonstige, bisher rechtmäßigerweise ausgeübte Nut­
zung der Grundstücke, Gewässer, Straßen und Wege 
ausgenommen den Gemeingebrauch an den Gewässern 
sowie der rechtmäßigerweise . bestehenden Einrichtungen 
in der bisherigen Art, in der bisherigen Intensität undim 
bisherigen Umfang sowie deren Unterhaltung und In­
standsetzung; 

6. für Maßnahmen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die­
ser Verordnung bereits gestattet waren; 

7. für Pflegemaßnahmen, die vpn der höheren Nat~schutz~ 
behörde oder der von ihr. beauftragten St~lle angeordnet 
werden; 

8. für behördlich angeordnete oder zugelassene Beschilde­
rungen. 

§6 

Schutz- und P/legemaßnahmen 

Zum Schutz, zur Erhaltung und zur Pflege des Naturschutz­
gebietes ist es erforderlich, die nicht bewirtschafteten Wie­
sen mindestens alle drei Jahre, höchstens jedoch einmal im 
Jahr nach dem 15.September (bei vorwiegend trockenen 
Standorten) bzw. nach dem 15.0ktober (bei feuchten bis 
nassen Standorten) zu mähen und das Mähgut aus dem 
Schutzgebiet zu entfernen. 
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§7 

Unberührt von dieser Verordnung bleiben Rechte dei: Ge­
meinde Rhinau, die sich aus dem Vertrag zwischen dem 
Deutschen Reich und Frankreich über die Festsetzung der 
Grenze aus dem Jahre 1927 (Reichsgesetzblatt, Teil II, S.96O) 
ergeben. 

§8 

Be/reiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann nach § 63 
NatSchG Befreiung erteilt werden. 

§9 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr.2 NatSchG 
handelt, wer in dem Naturschutzgebiet vorsätzlich oder 
fahrlässig eine der nach § 4 dieser Verordnung verbotenen 
Handlungen vornimmt. 

§9 
Inkra/ttretert ' 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verküridung in 
Kraft. 

FRBmURG i. Br., den 27.Sep~mber 1979 DR. PERSOr-; 

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Freiburg als höhere Natursehutzbehörde 
über das Naturschutzgebiet» Hochberg « 

Vom 27. September 1979 

Auf Grund von §§ 21 und 58 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz 
der Natur, zur Pflege der Landschaft und über die Erho­
iungs~orsorge in der freien Landschaft ,('N~tursdllUtzgesetz":' 
NatSchG) vom 21.0ktober 1975 (GBI. 8.654) wird verord. 
net: 

§ 1 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche auf dem Gebiet der Ge­
meinde Sasbach a. Rh., Landkreis Emmendingen, wird zum 
Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet fUhrt die 
Bezeichnurlg »Hochbetg«. 

§2 

Schutz gegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 0,7 ha 
und urnfaßt auf dem Gebiet der Gemeinde Sasbach a. Rh., 
OrtsteiI Jechtingen, Teile der Grundstücke Flurstück 6586, 
6599 und 6611. 

(2) Die Grenzen des Naturschutzgebietes sind in zwei Kar­
tim des Regierungspräsidiums Freiburg vom 27. September 
1979 (Maßstab 1: 25000 und 1 : 2500) rot eingetragen. Die 
Verordnung mit Karten wird bei der höheren Naturschutz. 
behörde in Freiburg verwahrt; eine Ausfertigung befindet 
sich bei der unteren Naturschutzbehörde in Enimendingen. 
Die Verordnung mit Karten kann während der üblichen 
Sprechzeiten eingesehen werden. 

§3 

Schutzzweck 

Wesentlicher Schutzzweck ist die Erhaltung des geschützten 
Teils des Hochbergs 

1. als Lebensraum einer seltenen wärmeliebenden Flora und 
Fauna; 

2. als naturhafte Fläche, die zur Belebung der Kulturland­
schaft des Kaiserstuhls beiträgt. 

§4 

Verbote 

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen verbo­
ten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Verände­
'wng des Schutzgebietes oder seiner Bestandteile, zu einer 
nachhaltigen Störung oder zu einer Beeinträchtigung der 
wissenschaftlichen Forschung fUhren können oder geeignet 
sind, in anderer Weise dem Schutzzweck zuwiderzulaufen. 

(2) Insbesondere ist verboten: 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung zu 
errichten oder der Errichtung gleichgestellte Maßnah­
men durchzuführen; 

r . _. ,i' 

2. Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen dieser Art 
zu verändern; 

3. die Bodengestalt zu verändern; 

4. Maßnahmen durchzuführen, die den Wasserhaushalt 
des Gebiets, veriiQ.rlern; 

, 5. Abfälle oder sonstige Gegenstände zu lagern oder abzu­
lagern; 

6. Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder anzu­
bringen; 

7. zuzelten, zu lagern oder Wohnwagen, sonstige Fahr­
zeuge oder Verkaufswagen aufzustellen; 

8. Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören; 

9. Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustellen, 
sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder Puppen, Larven, Eier oder Nester 
oder sonstige Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten dieser 
Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu zerstören; 



464 Gesetzblatt vom 31. Oktober 1979 Nr.17 

Herausgegeben vom Staatsministerium. Fortlaufender Bezug nur 
durch den Verlag, halbjährlich 15,- DM. Einzelnummern werden 
durch die Versand stelle des Gesetzblatts 7 Stuttgart 1, Augusten­
straße 13 - Tel. 6676 App. 2727 - gegen Voreinsendung des Preises 
auf das Konto Nr.60330-709 beim Postscheekamt Stuttgart abge­
geben. Preis dieser Nummer bei freier Lieferung 4,50 DM. Im Bezugs­
preis ist keine Mehrwertsteuer enthalten. 
Gedruckt in der Offizin ehr. ScheufeIe in Stuttgart. 

10. die Grundstücksnutzung zu ändern oder zu intensivie­

ren; 

11. zu düngen; 

12. chemische Mittel zur Bekämpfung von Scbadorganis­

men oder Pflanzenkrankheiten auszubringen; 

13. in der Zeit vom 15. Februar bis 31. Oktober die Wege zu 

verlassen; 

14. Feuer anzumachen. 

§ 4 gilt nicht 

§5 

ZuläSSige Handlungen 

1. für die ordnungsmäßige Ausübung der Jagd; 

2. für die ordnungsmäßige landwirtschaftliche Nutzung in 

der bisherigen Art, in der bisherigen Intensität und im 

bisherigen Umfang mit der Maßgabe, daß kein Dünger 

und keine chemischen Mittel zur Bekämpfung von Schad­

organismen oder Pflanzenkrankheiten ausgebracht wer­

den dürfen; 

3. für Pflegemaßnahmen, die von der höheren Naturschutz­
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle angeordnet 

werden; 

4. für behördlich angeordnete oder zugelassene· Beschilde­

rungen; 

5. für notwendige Handlungen in Ausübung einer amtlichen 

oder ehrenamtlichen Überwachungstätigkeit. 
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§6 

Schutz- und Pfiegemaßnahmen 

Zum Schutz, zur Erhaltung und zur Pflege des Naturschutz­

gebiets ist es insbesondere erforderlich, die Wiesen in Ab­

ständen von 2 - 5 Jahren, höchstens jedoch einmal im Jahr 

im Spätsommer oder Herbst zu mähen und das Mähgut aus 

dem Schutzgebiet zu entfernen. 

§7 

Befreiungen 

Von den Vorschriften dieser Verordnung kann die höhere 

Naturschutzbehörde nach § 63 NatSchG Befreiung erteilen. 

§8 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 64 Abs.1 Nr.2 NatSchG 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine nach § 4 dieser 

Verordnung verbotene Handlung vornimmt. 

§9 

lnkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am T8;ge nach ihrer VerkUndung in 

Kraft. 

FREfBURG i. Br., den 27. September 1979 Da. PERSON 


